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1. Einleitung                                                                                                                  
Die Schweiz hat die UN-Kinderrechtskonvention 1997 ratifiziert und dem UN-Kinderrechtsausschuss bislang zweimal (in den Jahren 2000-2002 und 2012-2015) über den Umsetzungsstand berichtet. Rund drei Jahre nach Verabschiedung der letzten Empfehlungen des UN-Kinderrechtsausschusses vom 4. Februar 2015 legen die 50 Mitgliederorganisationen des Netzwerks Kinderrechte Schweiz ihre Sichtweise auf die dringlichsten Herausforderungen bei der Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention in der Schweiz dar. 
2. Allgemeine Umsetzungsmassnahmen

2.1. Vorbehalte 
Die Schweiz hat bei der Ratifikation der UN-KRK insgesamt sieben Vorbehalte zu fünf Artikeln angebracht. Das bedeutet, dass sie in diesen Punkten die UN-KRK nicht vollständig gelten lässt. Drei dieser Vorgehalte sind nach wie vor in Kraft: 

Vorbehalt zu Art. 10 Abs. 1 KRK, Familiennachzug. Für vorläufig aufgenommene Personen und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge besteht im Widerspruch zur KRK eine Wartefrist von drei Jahren für den Familiennachzug ihrer Kinder. Auch nach Ablauf dieser Wartefrist ist der Nachzug nur dann möglich, wenn die Kinder im gleichen Haushalt leben, eine bedarfsgerechte Wohnung vorhanden ist und die Familien nicht auf Sozialhilfe angewiesen ist.
 Letzteres stellt gerade für vorläufig aufgenommene Personen eine Hürde dar, da es aufgrund ihres Status schwierig ist, in der Arbeitswelt Fuss zu fassen
. De Fakto ist es für diese Personengruppe daher sehr schwierig, ihre Familien nachzuziehen. Regierung und Parlament haben diesen Handlungsbedarf erkannt und eine Reform des Status der vorläufigen Aufnahme angestossen
. 
Vorbehalt zu Art. 37 lit. c KRK, Bedingungen bei Freiheitsentzug (Trennung der Kinder von Erwachsenen im Freiheitsentzug). In der Schweiz ist die ausnahmslose Trennung der Kinder von Erwachsenen im Freiheitsentzug nach wie vor nicht gewährleistet.

Vorbehalt zu Art. 40 Abs. 2 lit. b Ziff iii KRK: Jugendstrafverfahren (Trennung zwischen untersuchender und urteilender Behörde). Die Schweizerische Jugendstrafprozessordnung sieht keine Trennung zwischen untersuchenden und urteilenden Behörden vor. 
· Welche Gesetzesanpassungen und Massnahmen sind geplant, um Familien mit Status der vorläufigen Aufnahme die Integration in den Arbeitsmarkt zu erleichtern und so den Familiennachzug zu ermöglichen? 
· Wann wird der Vorbehalt zur Art. 37 lit. c KRK zurückgezogen? 
2.2. Gesetzgebung 

Neue Gesetzgebungsentwürfe werden in der Schweiz nicht auf ihre Vereinbarkeit mit der KRK geprüft, wie dies andere Länder kennen
. Auf Bundesebene muss der Bundesrat gemäss Art. 141 Abs. 2 lit. g des Parlamentsgesetzes in seinen Botschaften zu Erlassentwürfen zwar die Auswirkungen von Erlassentwürfen auf künftige Generationen erläutern, über die Folgen für die hier und heute in der Schweiz lebenden Kinder sagt diese Prüfung jedoch nichts aus. 
· Wie stellt der Bundesrat sich, dass Gesetzgebungsprojekte auf ihre Vereinbarkeit mit den Grundprinzipien der KRK geprüft werden und die Auswirkungen auf Kinder im hier und jetzt geprüft und dem übergeordneten Interesse des Kindes Rechnung tragen? 

· Plant der Bund eine Änderung im Parlamentsgesetz, damit Botschaften des Bundesrates und Berichte des Parlamentes die Vereinbarkeit des Vorhabens mit der KRK darlegen müssen und die Ergebnisse den Ratsmitgliedern zur Abstimmung vorliegen? 

2.3. Nationale Kinderrechtspolitik und -strategie und Koordination

In der Schweiz gibt es auf Bundesebene keinen politischen Auftrag für eine Kinderrechtspolitik und -strategie. Für eine nationale Strategie muss eine rechtliche Grundlage geschaffen werden. Denn im föderalen System sind Kinder- und Jugendpolitik, Kinder- und Jugendhilfe und Kinder- und Jugendschutz Aufgabe der Kantone. Unterschiede im Umfang und der Qualität der Leistungen für Kinder und Jugendliche sind die Folge
. Zudem fehlt nach wie vor in vielen Kantonen ein umfassende, sektorübergreifende Kinderrechtspolitik und -strategie. Eine übergeordnete nationale Strategie wäre daher dringend notwendig, damit sich die verschiedenen Akteure in der Kinder- und Jugendförderung daran orientieren und die gleiche Stossrichtung verfolgen können
. 

Auf Bundesebene ist das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) für die Berichterstattung zur und Koordination der Umsetzung der UN-KRK zuständig. Die personellen Ressourcen der zuständigen Stelle sind allerdings kaum ausreichend für diese Aufgabe. Auch ein systematisches Monitoring der Umsetzung dieser Empfehlungen ist mit den vorhandenen Ressourcen nicht zu leisten.  Im Rahmen des Follow-ups der Concluding Observations 2015 koordinierte das BSV die Kompetenzverteilung für die Umsetzung der einzelnen Empfehlungen zwischen Bundesstellen, interkantonale Organe und der Zivilgesellschaft.
 Eine interdepartementale „Arbeitsgemeinschaft Kinderrechtskonvention“ erarbeitet nun ein Massnahmenpaket auf Bundesebene.
 Die Arbeitsgemeinschaft KRK ist zeitlich befristet. Die Koordination zwischen Bund und Kantonen hat damit einen unverbindlichen Charakter und verfügt über keinerlei institutionelle Absicherung. 

· Welche Massnahmen hat der Bund eingeleitet, um die Überwachung der Umsetzung der KRK auf Bundesebene zu koordinieren und welche personellen und finanziellen Ressourcen stehen hierfür zur Verfügung?

· Wie plant der Bund, die Zivilgesellschaft bei der Umsetzung der Empfehlungen einzubeziehen? 

· Wie gedenken Bund und Kantone die Koordination zwischen Bundes- und interkantonalen Stellen der Kinder- und Jugendpolitik zu institutionalisieren? 

Koordination unter den Kantonen 

Auf interkantonaler Ebene ist die Kantonale Konferenz der Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) für die Koordination der Umsetzung der KRK zuständig
. Die SODK hat im Mai 2016 Empfehlungen für die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendpolitik in den Kantonen verabschiedet. Allerdings haben diese Empfehlungen keinen verbindlichen Charakter und es fehlt der SODK die Kompetenz und die Ressourcen, um die Umsetzung der Empfehlungen durch die Kantone zu überwachen. Ein Handbuch zur Umsetzung der Concluding Observations 2015 durch die Kantone ist in Planung. Diese Massnahmen sind sehr begrüssenswert, sie ersetzen jedoch nicht eine verbindliche Strategie auf nationaler Ebene. 

· Wie wird ein Monitoring der Umsetzung der Empfehlungen zur Kinder- und Jugendpolitik und des Handbuchs zur Umsetzung der Concluding Observations sichergestellt? 

2.4. Ressourcenverteilung

Auf nationaler Ebene hat der Bund mit dem Kinder- und Jugendförderungsgesetz KJFG die Möglichkeit, die ausserschulische Kinder- und Jugendarbeit zu fördern. In den letzten Jahren hat die Zahl der Akteure, die eine Unterstützung aus dem KJFG-Kredit nachfragen, deutlich zugenommen. Gleichzeitig kürzte das Parlament die Mittel. Dies führt dazu, dass immer mehr Organisationen mit weniger Mitteln auskommen müssen. Eine Ausweitung des Förderbereichs des KJFG-Kredits, wie dies ein aktueller Vorstoss im Parlament fordert
, muss daher zwingen mit einer Aufstockung der Mittel verbunden sein. 

· Inwiefern plant der Bund, die Mittel für den KJFG-Kredit bei einer Ausweitung des Förderbereichs zu erhöhen? 

2.5. Datenerhebung 

In der Schweiz fehlt eine kontinuierliche Berichterstattung zu den Lebenslagen von Kindern, und mit Blick auf die vom UN-Kinderrechtsausschuss hervorgehobene Situation gefährdeter Kinder vor allem zu Strukturen der Bildungs-, Förder- und Unterstützungsangebote und ihrer Nutzung. Dies ist eine grundlegende Bedingung dafür, dass Lücken und Missstände und mögliche Diskriminierungen von bestimmten Gruppen von Kindern erkannt und gezielt behoben werden können. Eine kontinuierliche Berichterstattung wird dadurch erschwert, dass wichtige Grunddaten nicht zur Verfügung stehen, weil sie auf gesamtschweizerischer Ebene nicht erhoben werden, weil sie nur von einigen Kantonen erhoben werden und/oder weil sie von Kantonen in unterschiedlicher Weise erhoben werden. Handlungsbedarf besteht insbesondere in folgenden Bereichen: 

Kindesschutz 

Im Kindesschutzbereich beispielsweise sind Angaben zu zivilrechtlichen Kindesschutz-Massnahmen zwar in der KOKES-Statistik erfasst, es fehlen aber Informationen zu den Gründen der Kindswohlgefährdung, der familiären Situation oder des Geschlechts der Kinder. Eine aus privater Hand finanzierte Studie liefert erstmals Informationen zu den Formen der Kindeswohlgefährdungen und die Erfassung der Fälle durch die Behörden
. Es ist dringend notwendig, dass diese Studie in ein kontinuierliches Monitoring überführt wird. Auch im Bereich des strafrechtlichen Kindesschutzes ist die Datenlage sehr dürftig. Die polizeiliche Kriminalstatistik lässt nur grobe Schlüsse zu. 
Pflegekinderwesen

Trotz der Empfehlung des UN-Kinderrechtsausschusses ist die Schweiz nach wie vor nicht in der Lage, umfassende Daten zu Kindern, die ausserfamiliär betreut werden, bereitzustellen. Das vom Bundesamt für Justiz initiierte Projekte CASADATA ist zwar ein Schritt in die richtige Richtung, Da die Kantone für die Sammlung der Daten zuständig sind und dies zurzeit noch – abgesehen vom Subventionsbereich – freiwillig erfolgt, gibt es nach wie vor keine systematische und vollständige Erfassung. Die Erhebungen sollte sämtliche stationären Unterbringungen im kindesschutz- und strafrechtlichen Bereich sowie Kinder mit einer Beeinträchtigung erfassen.
Adoption 

Die Adoptions-Statistik des Bundesamts für Statistik über nationale und internationale Adoptionen ist zu wenig differenziert. Beispielsweise fehlen Angaben zum Herkunftsland bei Kindern, die aus dem Ausland adoptiert wurden. 

Vermisste und verschwundene Kinder 

In der Schweiz fehlt eine systematische Datenerhebung zur Anzahl Kinder, die vermisst werden. Dies betrifft Kinder, die aus ihrer Familie/Betreuungssituation weglaufen, Entführungen durch einen Elternteil im In- oder Ausland, Entführungen durch Dritte und vermisste unbegleiteten minderjährigen Asylsuchende. Im Gegensatz zum Vorgehen beim Verschwinden von ansässigen Jugendlichen wird das Verschwinden der unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden nicht systematisch an die zuständigen Behörden gemeldet
. Die Jugendlichen werden daher auch nicht systematisch polizeilich gesucht. Mit dem Verschwinden sind zahlreiche Risiken verbunden: Ohne elterlichen Schutz sind die Jugendlichen besonders verletzlich, Opfer einer Straftat zu werden oder selbst mit dem Gesetz in Konflikt zu geraten. 
· Welche Pläne bestehen, um die Qualität der Datenerhebung zu verbessern, insbesondere Daten zur Umsetzung der KRK für die Altersgruppe der 0-13-jährigen und entsprechende Rechtsgrundlagen zu schaffen? 

· Plant der Bund, registerbasierte Daten für die Altersgruppe der 0-17-jährigen zur Verfügung zu stellen? 

· Welche Massnahmen sind geplant, um die Datenerhebung zu Kindern in vulnerablen Situation zu verbessern, insbesondere zum Schutz von Kindern vor Misshandlung, zur Fremdplatzierung, Adoption, zu Kindern im Fluchtkontext, zu gewaltbetroffenen Kindern, zu Kindern mit besonderen Bedürfnissen und vermissten Kindern?  

· Welche Massnahmen wurden ergriffen, um die Datenlagen zur Inanspruchnahme von Leistungen der Kinder- und Jungendhilfe und des Kinder- und Jugendschutzes auf interkantonaler Ebene und Bundesebene zu verbessern und aufeinander abzustimmen und durch Angaben zur Lebenslage und zur Herkunftsfamilie zu ergänzen? 
2.6. Unabhängige Überwachungsstruktur und Beschwerdemechanismus 
Der Gesetzesentwurf zur Nationalen Menschenrechtsinstitution 
verpasst die Chance, die individuelle Ebene des Menschenrechtsschutzes zu berücksichtigen. Denn der Kinder- und Menschenrechtsschutz ist nur dann effektiv, wenn Kinder und Erwachsene Zugang zu wirksamen Beschwerde- und Rekursmöglichkeiten haben. In der Schweiz gibt es zurzeit keine Stelle, die Minderjährigen den Zugang zu Beschwerdemöglichkeiten ermöglicht. Kinder, die mit dem Rechtssystem in Berührung kommen, erhalten häufig zu wenig Informationen zum Verfahren und kennen ihre Rechte nur ungenügend. Eine Ombudsstelle für Kinderrechte kann diesem Problem Abhilfe schaffen, indem sie als unabhängige Institution einen Zugang zur Justiz schafft.  
· Wie gedenkt die öffentliche Hand künftig sicherzustellen, dass Kinder und Jugendliche durch eine oder mehrere Ombudsstelle(n) für Kinderrechte Zugang zur Justiz erhalten?

2.7. Sensibilisierung und Schulung und Bekanntmachung der Konvention 

Kinderrechtsbildung
Obwohl der UN-Kinderrechtsauschuss wiederholt darauf hingewiesen, dass Kinderrechtsbildung als obligatorisches Modul in den Lehrplänen verankert sein müsse, haben die Kinderrechte in der Schweiz nach wie vor einen geringen Stellenwert in der schulischen Bildung. In den übergeordneten rechtlichen Bestimmungen der Schweiz ist Kinderrechtsbildung weiterhin nicht explizit verankert (Bundesverfassung und zahlreiche kantonale Schulgesetze). Trotzdem hat die Schweiz in den letzten Jahren Anstrengungen unternommen, die Kinderrechtsbildung in der Volksschule zu stärken. So sehen alle neuen sprachregionalen Lehrpläne Aktivitäten im Bereich der Kinderrechte vor. Allerdings befinden sich die meisten Referenzen zur Kinderrechtsbildung im Bereich der transversalen Vorgaben. Auch die Umsetzung steckt noch in den Kinderschuhen: Aus- und Weiterbildungsinstitutionen entwickeln nur sehr zögerlich obligatorische Module für Lehrpersonen zu Kinderrechten; zahlreiche Lehrmittel enthalten keine Referenzen zu Kinderrechten und Lehrpersonen, die Kinderrechtsbildungsaktivitäten durchführen wollen, stossen immer wieder auf Widerstände.

· Welche Massnahmen planen die Kantone, um die Kinderrechtsbildung in Schulen nachhaltig zu verankern? 
· Welche Pläne bestehen, die Aus- und Weiterbildung von Lehrpersonen im Bereich Kinderrechtsbildung zu formalisieren (obligatorisch, als fester Bestandteil der Aus- und Weiterbildung)? 
· Wie werden Lehrpersonen in der Umsetzung von Kinderrechtsbildung unterstützt? 
· Wie wird die Umsetzung von Kinderrechtsbildung evaluiert?

Schulung von Fachpersonen 

Gewisse Berufsgruppen, die direkt mit Kindern in Kontakt stehen, werden nicht systematisch zu Kinderrechten und zum Recht auf Gehör geschult. Dies betrifft insbesondere Kindsvertreter/innen, Jugendrichter/innen, Richter/innen und Mitgliedern von Kindesschutzbehörden oder Fachpersonen aus dem Gesundheits- und Betreuungswesen
. Eine systematische und interdisziplinäre Schulung dieser Fachpersonen ist Voraussetzung, damit die Interessen und Rechte von Kindern in Gerichts- und Verwaltungsverfahren, die sie betreffen, geschützt sind, insbesondere das Recht auf Gehör. 
· Wie planen Bund und Kantone eine systematische Schulung von Berufsgruppen, die direkt mit Kindern arbeiten, sicherzustellen? 

2.8. Kinderrechtliche und Unternehmensverantwortung 

In der Schweiz fehlen nach wie vor verbindliche Normen, die multinationale Unternehmen mit Sitz in der Schweiz verpflichten, sich an internationale Menschenrechts- und Umweltstandards zu halten. Der im Dezember 2016 publizierte Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte (NAP)
 enthält keine verbindlichen Regeln für multinationale Unternehmen, sondern erschöpft sich in einer Bestandsaufnahme bestehender Instrumente und Politiken in der Schweiz. Auch in Bezug auf das Verbot der Kinderarbeit setzt der Bund auf unverbindliche Empfehlungen und Sensibilisierungsmassnahmen
. Im Ausland tätige Unternehmen mit Sitz in der Schweiz sind nach wie vor rechtlich nicht verpflichtet, sich an die Kern-Arbeitsnormen der IAO und somit an das Verbot der Kinderarbeit zu halten. 

Zivilgesellschaftliche Organisationen haben eine Volksinitiative lanciert, die international tätige Unternehmen zu einer Sorgfaltsprüfung verpflichten und eine zivilrechtliche Haftung für Menschenrechtsverletzungen durch von ihnen kontrollierte Unternehmen im Ausland einführen will
. 
· Wie wird überprüft, ob sich multinationale Unternehmen mit Sitz in der Schweiz an internationale Menschenrechtsstandards halten, insbesondere an das Verbot der Kinderarbeit?  

3. Allgemeine Grundsätze

3.1. Nicht-Diskriminierung

Das Gebot der Nicht-Diskriminierung ist eines der Grundprinzipien der UN-Kinderrechtskonvention und besagt, dass sämtliche durch die Konvention garantierten Rechte für alle Kinder in einem Vertragsstaat gelten. Den Vertragsstaaten kommt die Pflicht zu, Gruppen von Kindern, die in der Wahrnehmung ihrer Rechte benachteiligt sind, zu identifizieren und geeignete Massnahmen zu ergreifen, um ihre Rechte zu fördern und zu schützen. Das Netzwerk Kinderrechte sieht insbesondere in folgenden Bereichen Handlungsbedarf: 

Bildungschancen von Kindern mit Migrationshintergrund 

Kinder mit Migrationshintergrund sind beim Zugang zu Bildung nach wie vor benachteiligt. Auf Sekundarstufe II sind Jugendliche mit Migrationshintergrund stark untervertreten.
 Während 94% der Jugendlichen mit Schweizer Nationalität einen Abschluss auf Sekundarstufe II erzielen, sind es bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund, die in der Schweiz geboren wurden, nur 86%, bei Jugendlichen, die im Ausland geboren worden waren gar nur 73%.
 Auch Schulabbrüche sind bei Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund häufiger.
 Weiter sind beim Zugang zur Berufsbildung Benachteiligungen feststellbar.
 

· Welche Massnahmen sind geplant, um die Schulabbruchquote von Kindern mit Migrationshintergrund und die Untervertretung dieser Gruppe auf Sekundarstufe II zu reduzieren? 

Recht auf einen angemessenen Lebensstandard von Kindern mit Migrationshintergrund und Kindern aus dem Asylbereich

Aufgrund der immer restriktiveren Migrationspolitik werden die Voraussetzungen für den Familiennachzug, die Einreise und Zulassung in die Schweiz immer strenger. Die finanzielle Situation einer Familie ist ein zentrales Element bei Urteilsfindung geworden
. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass Familien auf Sozialhilfe verzichten, aus Angst, ihr Aufenthaltsrecht zu verwirken. Den betroffenen Kindern wird dadurch das Recht auf einen angemessenen Lebensstandard verwehrt. 

· Wie wird sichergestellt, dass Kinder aus dem Asylbereich und Kinder mit Migrationshintergrund Zugang zu Leistungen der Sozialhilfe erhalten?
· Wie wird sichergestellt, dass Kinder aus dem Asylbereich, insbesondere unbegleitete Minderjährige Kindergerechte Unterbringung und Betreuung erhalten?  

Bildungschancen und Zugang zu Gesundheitsversorgung von Transkindern

Transkinder
 sind mehrfachen Benachteiligungen ausgesetzt: In Schulen erhalten sie nicht immer die erforderliche Unterstützung, die für eine Teilhabe in Schule und Unterricht notwendig ist. Grundlegende Bedürfnisse, wie die Benutzung von Toiletten oder Garderoben entsprechend der Geschlechtsidentität werden hinterfragt. Dies kann bei den betroffenen Kindern zu grossen psychischen Belastungen führen und ihre Teilhabe in der Schule einschränken. 
Die Suizidgefährdung ist bei Transkindern besonders hoch, wie die Beratungspraxis spezialisierter Organisationen zeigt
. Auch selbstschädigendes Verhalten und Depressionen finden sich stark gehäuft. Transkinder, die in psychiatrischer "Behandlung" sind, werden nicht selten einer unnötigen intensiven Diagnostik, in die sie nicht frei und informiert eingewilligt haben, unterzogen. Zudem erhalten nicht alle Jugendlichen, bei denen dies indiziert wäre, unverzüglich Zugang zu hormoneller Pubertätsblockade oder hormoneller Geschlechtsangleichung. Für eine gesunde Entwicklung und Sozialisation von Jugendlichen ist der Zugang zu diesen Therapien jedoch entscheidend. Pädiater/innen und Schulärzt/innen sind teilweise nur ungenügend geschult, was zu falschen Diagnosen führt. Daraus resultieren Fehlbehandlungen und unterlassene indizierte Behandlungen. 
· Wie wird sichergestellt, dass Personen im Bildungs- und Gesundheitswesen für die Bedürfnisse und Rechte von Transkindern flächendeckend geschult und sensibilisiert werden?

· Wie plant der Bund sicherzustellen, dass Transkinder im Jugendalter flächendeckend Zugang zu notwendigen hormonellen Therapien erhalten? 

3.2. Übergeordnetes Interesse des Kindes (Wohl des Kindes)

Klärung der Begrifflichkeiten 

In der deutschsprachigen Schweiz wird der englische Begriff „best interest of the child“ heute mit „Kindeswohl“ übersetzt. In der französischsprachigen Schweiz ist im ZGB von „bien de l’enfant“ die Rede, in den Übersetzungen der UN-Kinderrechtskonvention und der Abschliessenden Bemerkungen des UN-Kinderrechtsausschusses wird die Formulierung „intérêt supérieur de l’enfant“ verwendet. Eine Klärung der Übersetzung ist dringend notwendig, da dies Begriffe nicht das Gleiche zum Ausdruck bringen. 
· Welche Massnahmen wurden ergriffen, um den Begriff „best interest of the child“ und seine Übersetzung in die Landessprachen klären? 

Definition von Verfahren und Kriterien zur Bestimmung des Interesses des Kindes 

Bei der Bestimmung des Interesses des Kindes sind drei Dimensionen zu berücksichtigen: Das Recht auf bestmögliche Entwicklung, der Schutz und die Fürsorge durch Erziehungsberechtigte, und der aktive Einbezug des Kindes entsprechend seiner Entwicklung. In der Schweiz gibt es bisher keine Kriterien und Verfahrensleitlinien zur Bestimmung des Interesses des Kindes, die Verwaltung und Justiz zur Verfügung stehen. Gerade in Asylverfahren zeigt die Praxis, dass das übergeordneten Kindsinteresse bei Asylentscheiden oftmals nur ungenügend berücksichtigt wird.

· Welche Massnahmen wurden ergriffen, um Kriterien und Verfahren zur Bestimmung des Interesses des Kindes gemäss den Leitlinien für eine kindgerechte Justiz des Europarats (2010) auszuarbeiten? 

· Wie werden diese Kriterien und Verfahren bei Gerichten, Verwaltungsbehörden sowie bei öffentlichen und privaten Sozialeinrichtungen bekannt gemacht? 

Verfahrensvertretung für minderjährige Opfer 
Wenn minderjährige Opfer die Kraft und die Ressourcen finden, um Anzeige zu erstatten, so kommt ein langwieriges Verfahren auf sie zu. Während die Täterschaft häufig eine notwendige Verteidigung erhält, ist es für das minderjährige Opfer mit einigem Aufwand verbunden, eine Rechtsvertretung zu erhalten. Heute werden Rechtsvertreter/innen von Kindern meist über Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden eingesetzt; die Polizei hat keine Möglichkeit, einen Pikettanwalt zu kontaktieren, wie dies bei der Täterschaft möglich ist (Anwalt der ersten Stunde).

· Welche Massnahmen wird die öffentliche Hand ergreifen, damit künftig auch minderjährige Opfer das Recht auf einen "Anwalt der ersten Stunde" haben?

3.3. Achtung der Meinung des Kindes 

Verfahrensbeteiligung von Kindern und kinderfreundliche Justiz

Kinder haben das Recht, zu allen sie betreffenden Entscheidungen angehört zu werden. Obwohl das Recht auf Anhörung in zivil- und strafrechtlichen Verfahren verankert ist, werden Kinder in der Praxis nicht systematisch angehört. Die kantonalen Praktiken variieren stark bezüglich der Methode, der Person, die die Anhörung durchführt und bezüglich des Alters der Kinder. Fachpersonen fehlen oftmals die notwendigen Praxis-Kompetenzen, um Kinder anzuhören. Fort- und Weiterbildungen zu diesem Thema existieren, diese werden jedoch nur von wenigen Personen aus der Rechtspflege in Anspruch genommen.
 Auch in ausländerrechtlichen Verfahren gibt es Handlungsbedarf.  So werden beispielsweise in Wegweisungsverfahren eines ausländischen Elternteils die Kinder in weniger als der Hälfte der Kantone angehört
. 
Eine Voraussetzung für eine wirksame Teilhabe von Kindern an Verfahren ist, dass Kinder vollumfänglich über das Verfahren informiert werden und vor, während und nach einem Verfahren involviert sind. Behörden und Gerichte sind jedoch nur sehr spärlich mit Informationsmaterial für Minderjährige zum Verfahren ausgestattet. Häufig gibt es Merkblätter für die Erwachsenen und Eltern, nicht jedoch für die Kinder (z.B. Jugendstrafverfahren, Asylbereich, KESB etc.)  
· Welche Massnahmen sind geplant, damit das Recht des Kindes auf Gehör in der Praxis umgesetzt, die Anhörung kinderfreundlich gestaltet, Fachpersonen geschult und die Praxis der Kantone harmonisiert wird? 

· Was wird die öffentliche Hand unternehmen, damit Kinder und Jugendliche, welche von Verfahren betroffen sind, Zugang zu angemessenen Informationen erhalten und in Verfahren voll mitwirken können? 

Partizipation in politischen Prozessen

Die schweizerische Demokratie kennt nicht nur die Parlamentswahlen, sondern auch zahlreiche Volksabstimmungen auf nationaler, kantonaler und kommunaler Ebene. Auch wenn Kinder bei zahlreichen Abstimmungsvorlagen mitbetroffen sind (Beispielsweise Änderungen im Schulwesen), bleiben sie durch die Altersgrenze von 18 Jahren ausgeschlossen. Einzig der Kanton Glarus kennt das Stimmrechtsalter von 16 Jahren. 

Zwar gibt es in vielen Kantonen Kinderräte und/oder Jugendparlamente. Der Einbezug dieser Gremien ist jedoch oftmals unverbindlich und punktuell. 
Auch sind Beschlüsse dieser Gremien werden oftmals als reine Empfehlungen verstanden und haben keinerlei Verbindlichkeit. Dasselbe gilt für niederschwellige Angebote wie die eidgenössische Jugendsession. Der Zugang zu Partizipations-Angeboten ist zudem gerade für Kinder aus vulnerablen Gruppen mit besonderen Schwierigkeiten verbunden. 

· Welche Pläne bestehen, eine Senkung des Stimmrechtalters auf 16 Jahre zu prüfen? 

· Welche Instrumente sind geplant, um die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen in der Vorbereitung politischer Geschäfte auf kantonaler und nationaler Ebene zu gewährleisten?

Beteiligung auf lokaler Ebene 

Für die Persönlichkeitsentwicklung von Kindern und Jugendlichen ist das Erleben von Anerkennung, Kompetenzen und Selbstwirksamkeit durch Mitgestaltung im öffentlichen Bereich von zentraler Bedeutung. Der Anteil Kinder und Jugendliche, die auf Gemeindeebene partizipieren können, ist nach wie vor gering
. Die Beteiligungsmöglichkeiten auf Ebene der Gemeinden sind oft abhängig von privaten Initiativen. Zwar haben Gemeinden haben die Möglichkeit, beim Bund Finanzhilfen für Partizipationsprojekte zu beantragen
. Die Anforderungen an ein Gesuch sind jedoch sehr hoch und für Gemeindebehörden ohne professionelle Beratung kaum einlösbar.

· Wie gedenken Bund und Kantone die Partizipationsmöglichkeiten von Kindern und Jugendlichen auf Ebene Gemeinde zu verbessern?

· Wie gedenken Bund und Kantone die in der UNICEF Studie für das Erlernen von Partizipation als wichtig eruierten Akteure der Quartier- und Jugendarbeit zu stärken?

Partizipation in der Schule

Die Schule spielt im Lebensalltag von Kindern eine zentrale Rolle. Als staatliche Akteure sind diese verpflichtet, die Partizipation von Schülerinnen und Schülern zu ermöglichen. Die Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen in der Schule ist jedoch nur in einzelnen kantonalen Schulgesetzen (wie z.B. in ZH, AG oder BS) ausdrücklich erwähnt.
 Zudem ist die Umsetzung dieser Bestimmungen zu weiten Teilen abhängig von der Sensibilität einzelner Lehrpersonen und Schulleitungen. 
· Welche Pläne bestehen, Partizipationsmöglichkeiten in kantonalen Schulgesetzen flächendeckend zu verankern? 

3.4. Bekanntmachung des Fakultativprotokolls betreffend das Mitteilungsverfahren

Die Schweiz ist am 24. April 2017 dem 3. Fakultativprotokolls zur UN-Kinderrechtskonvention betreffend ein Mitteilungsverfahren beigetreten. Das Fakultativprotokoll erlaubt Kindern und ihren Vertreterinnen und Vertretern, sich direkt an den UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes zu wenden, wenn sie sich in ihren Rechten verletzt sehen. Das 3. Fakultativprotokoll ist bei Kindern, Fachpersonen und der breiten Bevölkerung noch unzureichend bekannt. Das Mitteilungsverfahren kann nur dann zum Schutz der Kinderrechte beitragen, wenn Kinder und ihre Vertreterinnen und Vertreter über die Beschwerdemöglichkeit informiert sind. 

· Welche Massnahmen sind geplant, um das 3. Fakultativprotokoll bei Kindern und ihren Vertreterinnen und Vertretern bekannt zu machen?

· Welche Massnahmen sind geplant, um sicherzustellen, dass Individualbeschwerden zu Kinderrechtsverletzungen niederschwellig und für Kinder zugänglich auf innerstaatlichem Weg behandelt werden können?

4. Bürgerliche Rechte und Freiheiten 
4.1. Staatenlosigkeit 
Art. 7 KRK garantiert das Recht des Kindes auf eine Staatsangehörigkeit. Die Schweiz erfüllt ihre Verpflichtungen gestützt auf Art. 7 KRK nicht; in der Schweiz geborene Kinder, die keine andere Staatsangehörigkeit haben und also staatenlos sind, haben keine Möglichkeit, bei ihrer Geburt die Schweizer Staatsangehörigkeit zu erlangen. Staatenlose Kinder haben erst nach 5 Jahren legalem Aufenthalt in der Schweiz die Möglichkeit, sich erleichtert einbürgern zu lassen. Dabei besteht jedoch kein Anspruch auf Einbürgerung und da die Einbürgerung an zahlreiche Voraussetzungen geknüpft ist, verbleibt den Behörden viel Spielraum (Art. 23 BüG, SR 142). Aufgrund der restriktiven Anerkennungspraxis der Schweiz werden ausserdem zahlreiche staatenlose Kinder von der Schweiz gar nicht erst als staatenlos anerkannt. 
Als staatenlos anerkannt leben diese Kinder in einem äusserst prekären Rechtsstatus, haben nur Reisedokumente und keine Identitätsdokumente und sind in der Ausübung ihrer Rechte erheblich eingeschränkt (z.B. in Bezug auf Reisen, Ausbildungen, Eröffnen von Bankkonti, Abschluss von Versicherungen etc.). Der Status der Staatenlosigkeit ist nicht mit dem Grundsatz des übergeordneten Kindsinteresses (best interest of the child) vereinbar. Die Rechtslage und Praxis in der Schweiz bietet staatenlosen Kindern nur minimalen Schutz.

Betroffen von Staatenlosigkeit sind in der Schweiz vor allem ausländische Kinder, die als Asylsuchende oder Flüchtlinge in der Schweiz leben (insb. Personen aus Syrien, Palästina, Irak, Tibet, Myanmar, Eritrea sowie Angehörige der Roma). Ebenfalls betroffen sein können Kinder von Sans Papiers, namentlich von Personen aus Staaten mit dem jus soli-System, d.h. der Übertragung der Staatsangehörigkeit über den Geburtsort und nicht die Staatsangehörigkeit der Eltern. Schliesslich können Kinder bei Geburt durch Leihmutterschaft im Ausland staatenlos werden, wenn sie weder die Staatsangehörigkeit der Eltern, noch jene der Leihmutter erhalten.

Gemäss den Statistiken des Staatssekretariates für Migration lebten Ende 2017 551 als staatenlos anerkannte Personen in der Schweiz, darunter 161 Kinder unter 18 Jahren (44 0-5 Jahre, 98 6-15 Jahre, 19 16-17 Jahre).
 Aufgrund der restriktiven Anerkennungspraxis der Schweiz dürfte die tatsächliche Zahl der in der Schweiz lebenden staatenlosen Kinder jedoch deutlich höher sein.

· Welche Pläne bestehen, das Verfahren zur Anerkennung der Staatenlosigkeit zu formalisieren und eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage zu schaffen? 

· Welche Verfahrenserleichterungen sind für Kinder vorgesehen?

· Wie plant der Bundesrat den Zugang der staatenlosen Kinder zum Schweizer Bürgerrecht in Übereinstimmung mit Art. 7 KRK sicherzustellen?

· Wie plant der Bundesrat die Rechtsstellung von staatenlosen Kindern zu verbessern?

· Wie gross ist die Zahl der staatenlosen Kinder in der Schweiz wirklich?

· Welche Massnahmen planen Bund und Kantone um die Entstehung von Staatenlosigkeit im Zusammenhang mit Leihmutterschaft zu vermeiden?

5. Gewalt gegen Kinder 

5.1. Kinder als Betroffene häuslicher Gewalt und gewaltsamen Erziehungsstilen
Kinder erleben in der Schweiz häufig diverse Formen von Gewalt innerhalb der familiären Strukturen (psychische und physische Gewalt, Vernachlässigung und sexueller Missbrauch). Das erschreckende Ausmass wird durch diverse Studien belegt, die sich auf Kinder- oder Elternbefragungen stützen oder auf repräsentative Daten von Interventionsstellen, wie beispielsweise Opferberatungsstellen oder Polizei.
 Gleichzeitig ist die Schweiz geprägt von einer liberalen Haltung gegenüber der Familie. Massnahmen zur Verhütung der Ausübung von Gewalt an Kindern innerhalb der Familie wird schnell als unpassender Eingriff in die Familie verstanden. Ein einfach verständliches, gesetzlich verankertes Verbot von Gewalt gegenüber Kindern im häuslichen Kontext wird sowohl von der Legislative als auch der Exekutive bislang abgelehnt. 

Der mangelnde Fokus auf Kinder bei der öffentlichen Wahrnehmung von häuslicher Gewalt führt dazu, dass die Betroffenheit der Kinder bei den Aktivitäten und Massnahmen des Bundes und der Kantone in der Regel nur als ein Aspekt unter vielen anderen behandelt wird. In einigen Kantonen (u.a. BE, ZH, BS) bestehen spezifische Unterstützungsangebote für von häuslicher Gewalt betroffene Kinder.
 Deren Evaluationen weisen auf die Effektivität kindzentrierter Ansätze hin. Dennoch fehlt eine systematische und flächendeckende Erfassung der kindlichen Betroffenheit sowie die Integration in Betreuungs- und Nachsorgekonzepte.

Die Familie ist für die gesunde psychische und physische Entwicklung des Kindes von zentraler Bedeutung. Eine unlängst publizierte Studie legt nahe, dass jedes fünfte in der Schweiz lebende Kind in seinem Leben schwere Gewalterfahrungen im Kontext der Familie macht
. Diverse Berichte zeigen auf, dass Gewalt an Kindern innerhalb der Familie tendenziell spät oder zu spät entdeckt wird.
 Oft wird die Gewalt am Kind erst entdeckt, wenn das Kind bereits viele Gewalterfahrungen gemacht und körperlich und seelisch Schaden genommen hat.
· Welche juristischen, verwaltungsrechtlichen und sonstigen Massnahmen werden Bund und Kantone treffen, damit sämtliche, international anerkannten Formen von Gewalt an Kindern im familiären Kontext sowohl von der breiten Bevölkerung als auch von den Berufsgruppen, die mit und für Kinder arbeiten, als Gewaltform an- und erkannt werden?

· Welche gesetzlichen und sonstigen Massnahmen werden der Bund und die Kantone treffen, um die Früherkennung von Kindsmisshandlungen durch Gesundheits- und Erziehungspersonal wirksam und verpflichtend voranzutreiben?

· Durch welche juristischen, verwaltsungsinternen und sonstigen Massnahmen wird die Koordination zwischen den involvierten Akteuren bei der Prävention aller Formen von häuslicher Gewalt an Kindern und der Intervention gefördert?
· Wie werden Bund und Kantone gewährleisten, dass gewaltfreie Erziehungsstile schädliche Praktiken ablösen?
5.2. Ausbeutung von Kindern / Kinderhandel

Weltweite Studien legen nahe, dass eines von vier Opfern des Menschenhandels noch minderjährig ist.
 Die Schweiz ist ein Transit oder Destinationsland. Ihr kommt deshalb eine grosse Verantwortung zu. Es wird jedoch nur ein Bruchteil minderjähriger Opfer identifiziert und registriert. Dies hängt mit drei wichtigen Faktoren zusammen:

1. Viele Kinder sind sich ihrer eigenen Ausbeutungssituation nicht bewusst; sie sehen sich selber nicht als Opfer und nehmen keine Hilfe in Anspruch;
2. Die emotionalen Abhängigkeitsverhältnisse bei Kindern sind oftmals, aufgrund von Ausbeutung durch die eigene Familie, zusätzlich verstärkt.

3. Die Art und Weise, wie nach Opfern von Menschenhandel gesucht wird, hat einen Einfluss auf das Resultat: Die entsprechenden Indikatorenlisten sind vorwiegend auf weibliche Opfer im Erotikgewerbe ausgerichtet und zur Benützung durch die Polizei entwickelt worden. Nach minderjährigen oder männlichen Opfern wird beispielsweise oftmals nicht gesucht und diese werden dementsprechend nicht identifiziert.

Es ist hinlänglich bekannt, dass die folgenden Faktoren zu Risikosituationen führen: fehlende elterliche Fürsorge, Probleme in der Familie (Drogen, sexueller Missbrauch etc.), fehlendes oder lückenhaftes Kinderschutzssystem, fehlende berufliche Perspektiven oder Diskriminierung. Trotzdem stehen auch in der Schweiz entsprechende Kinderschutzmassnahmen noch aus. 

Die Identifikation von Opfern des Menschenhandels wird darauf gestützt, dass die Opfer entsprechende Aussagen machen. Kinder, sehen sich selber aus entwicklungspsychologischer Sicht selten als Opfer und sind ihren Peinigern gegenüber devot (siehe Ausführung oben). Die Identifikation von minderjährigen Opfern von Menschenhandel ist deshalb für die Betroffenen oft unzulänglich. Es gilt daher Massnahmen und Indikatoren zur Identifizierung zu entwickeln, welche eine aktive Identifikation seitens betroffener Berufsgruppen ermöglichen. Der nationale Aktionsplan gegen Menschenhandel 2017-2020
 nimmt dieses strukturelle Defizit bedauerlicherweise nicht auf.

Auch die Datenlage zu minderjährigen Opfern von Menschenhandel ist ungenügend. Einerseits, weil aus den oben erläuterten Gründen kaum Strafprozesse ausgelöst werden und andererseits weil die Opferhilfestatistik (noch) lückenhaft ist.
 Vergleiche mit Erhebungen aus unseren Nachbarsländern legen nahe, dass in der Schweiz mit einer sehr hohen Dunkelziffer zu rechnen ist. 

Eine Umstrukturierung im Fedpol und die aktuelle Ressourcenlage haben dazu geführt, dass für den Kindesschutz im Allgemeinen, jedoch auch für den Bereich Kinder- und Menschenhandel, weniger Ressourcen zu Verfügung stehen.

· Wie gewährleisten Bund und Kantone, dass sämtliche Behörden, die mit Opfern des Kinderhandels in Kontakt kommen können, für die Ausprägungen des Phänomens sensibilisiert sind und Opfer des Kinderhandels identifizieren können? Dies betrifft u.a., die Polizei, Migrationsbehörden, Grenzwachtkorps, Gerichte, Jugendgerichte, Jugendanwaltschaften, KESB, kantonale Kinderschutzgruppen, Sozial- und Jugendämter, Gesundheits- und Betreuungsfachpersonal. 

· Wie gewährleisten Bund und Kantone die Sensibilisierung der breiten Bevölkerung zum Thema und zu den Meldemöglichkeiten? 

· Wie unterstützen Bund und Kantone die Entwicklung und Sicherstellung von täterinnen- und täterzentrierten Präventionsmassnahmen?

· Mit welchen Massnahmen wollen Bund und Kantone die Datenlage zu minderjährigen Opfern des Menschenhandels verbessern?

· Mit welchen spezialisierten Schutzeinrichtungen gewährleisten Bund und Kantone bei Anfangsverdacht den Schutz des Kindes?  

· Wie gewährleisten Bund und Kantonen den Schutz von minderjährigen Opfern, welche durch eine gewaltbereite Gruppe (inkl. Familie) Opfer von Menschenhandel werden? 

· Wie gewährleisten Bund und Kantone, dass ein Kind, welches zu kriminellen Handlungen gezwungen wurde, nicht bestraft wird?

· Asylverfahren: Wie sichern Bund und Kantone den Schutz von minderjährigen Opfern von Menschenhandel bei der Familienzusammenführung gemäss Dublin-Verfahren? 
5.3. Cyberkriminalität in Bezug auf Kinder
Der Umgang mit digitalen Medien ist mit zahlreichen Risiken verbunden, die zu schwerwiegenden negativen Auswirkungen auf die körperliche und seelische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen führen können. Als Beispiele anzuführen sind:

· Cybergrooming: das gezielte Ansprechen von Kindern und Jugendlichen im Internet durch Erwachsene mit dem Ziel der Anbahnung sexueller Kontakte; 
· Cybermobbing bei Kindern: Wenn mehrere Täter und/oder Täterinnen eine Person via Internet oder Handy über einen längeren Zeitraum hinweg absichtlich beleidigen, bedrohen, blossstellen oder belästigen; 
· Kinderpornografie; 
· Phänomen "Loverboy"
. 
Der Bundesrat hat folgende Problemlagen identifiziert, die durch den Kinder- und Jugendmedienschutz vordringlich zu behandeln sind
: 

· generell verbotene Medieninhalte (bspw. Kinderpornografie, grausame Gewaltdarstellungen, Rassismus);
· für bestimmte Altersgruppen ungeeignete Medieninhalte (bspw. weiche Pornografie, leichtere Gewalt, bedrohliche Szenen);
· beeinträchtigende Mitteilungen im Rahmen von Individualkommunikation via digitale Medien (bspw. Cybermobbing, Grooming, Sexting);
· intransparente und daher im Hinblick auf ihre Konsequenzen schwer abschätzbare Bearbeitung persönlicher Daten (intransparente Beschaffung, Verwendung und Weitergabe von Daten Dritter; Schwierigkeit, bekannt gegebene Personendaten zu behalten).

Es braucht insbesondere eine Offizialisierung der (verbalen) sexuellen Belästigung von Kindern sowie die Überprüfung der Strafbarkeit des Cybergrooming bzw. der sexuellen Belästigung
.  Die Dringlichkeit wird auch dadurch belegt, dass in unseren Nachbarländern "Grooming" bereits explizit Eingang in die Strafgesetzgebung gefunden hat
.

Die polizeiliche Kriminalstatistik ist zum Thema Cyberkriminalität in Bezug auf Kinder wenig aufschlussreich. Da die Taten unter verschiede Straftatbestände subsumiert werden, ist aus der Statistik nicht ersichtlich, wieviel Kinder Opfer von Cyberkriminalität wurden und von welchen Formen von Cyberkriminalität.

· Im Rahmen einer Umstrukturierung beim fedpol sind wichtige Ressourcen der KOBIK (nationale Koordinationsstelle zur Bekämpfung der Internetkriminalität) verloren gegangen. Inwiefern plant der Bund und KKJPD die ehemaligen Aktivitäten der KOBIK wieder aufzunehmen oder anderweitig dem Kinderschutz im Online - Bereich gebührend Rechnung zu tragen?

· Wie gedenke Bund und Kantone die polizeiliche Kriminalstatistik zu verbessern, damit Schlüsse gezogen werden können zur Cyberkriminalität, welche Kinder betrifft?

· Der Bundesrat hat selber dringenden Handlungsbedarf im Bereich Cyberkriminalität bezüglich Kinder erkannt. Welche regulatorischen und sonstigen Massnahmen gedenkt der Bund zu treffen, um den Handlungsbedarf beim Schutz bestimmter Altersgruppen vor ungeeigneten Medieninhalten, wie beispielsweise weicher Pornografie, oder beeinträchtigenden Mitteilungen im Rahmen von Individualkommunikation, z.B. Grooming, gebührend Rechnung zu zollen und ständig den wandelnden Gegebenheiten anzupassen? 

· Welche regulatorischen und sonstigen Massnahmen gedenkt der Bund und die Kantone zu erarbeiten und umzusetzen, um die intransparente Datenerhebung und deren Weitergabe zu regulieren sowie das informierte und selbstbestimmte Behalten der Personendaten von Kindern und Jugendlichen sicherzustellen?
5.4. Gewaltprävention in ausserfamiliären Settings 
Kindeswohlgefährdungen im ausserfamiliären Setting (externe Tagesbetreuung; Schulen, Vereine, Verbände) kann durch Kinderschutzrichtlinien und -praktiken reduziert werden. Entsprechende Standards sind aber nicht in allen Lebensbereichen von Kindern und Jugendlichen als verpflichtende Grundsätze definiert. Personen, die Umgang mit Kindern haben, müssen sich nur teilweise eine entsprechende Qualifikation aufweisen oder werden nicht ausführlich zu Kinderschutzrisiken und Verhaltensrichtlinien geschult. Zum Beispiel fehlen in Asylunterkünften bislang Mindeststandards zum Betreuungsschlüssel oder zur Qualifikation des Personals, im Gegensatz zu entsprechenden Vorgaben für Kindertagesstätten.

· Wie gedenken Bund und Kantone, Kinder und Jugendliche besser vor Kindeswohlgefährdungen im öffentlichen/halböffentlichen Setting zu schützen? 
· Wie gedenken die Kantone sicherzustellen, dass in allen, durch staatliche Gelder finanzierten Einrichtungen und Institutionen entsprechende Kindesschutzrichtlinien formuliert werden?

· Welches Vorgehen planen die Kantone, damit schweizweit an öffentlichen Schulen standardmässig Kinderschutzschulungen für alle Mitarbeitenden angeboten werden? 

5.5. Genitalbeschneidung
Intersex Genital Mutilation (IGM)
Entgegen den dringenden Empfehlungen verschiedener internationaler Menschenrechtsgremien
 werden in der Schweiz medizinisch nicht indizierte Operationen an Kindern mit uneindeutigem Geschlecht nach wie vor praktiziert und von der Invaliden-Versicherung (IV) bezahlt. Bei diesen Operationen handelt es sich um einen schwerwiegenden und irreparablen Eingriff, der oftmals lebenslange Schmerzen und Leid verursacht. Es gibt keinerlei gesetzgeberische oder andere Massnahmen, um zu verhindern, dass Kinder unnötigen medizinischen oder chirurgischen Behandlungen unterzogen werden
. Betroffene Kinder und ihre Familien haben weiterhin keinen Zugang zu angemessener psychosozialer Unterstützung. Der Bundesrat geht davon aus, dass die Empfehlungen der Nationalen Ethikkommission im Bereich Humanmedizin vom November 2012 weitgehend umgesetzt sind
. Gleichzeitig liegen keine verlässlichen Zahlen zu den an Spitälern durchgeführten Operationen. Die Zahlen zu den von der IV bezahlten Eingriffen werden nicht veröffentlicht. Bei einem vom Schweizerischen Nationalfonds finanzierten Projekt zur Aufarbeitung der Vergangenheit am Kinderspital Zürich wurde den Trägern Kinderspital und Universität Zürich erlaubt, vor Beginn 80% der relevanten Krankenakten zu vernichten, wie die Menschenrechts-Gruppe «Zwischengeschlecht.org» kritisiert
. 
· Wie viele Eingriffe an Kindern mit uneindeutigem Geschlecht wurden seit Veröffentlichung der Concluding Observations 2015 von der IV bezahlt (disaggregierte Statistiken nach Alter beim Zeitpunkt des Eingriffs, Art des Eingriffs, Klinik)?

· Was hat die Schweiz konkret getan, um die entsprechenden CRC, CAT, CEDAW, CCPR Empfehlungen umzusetzen?
Weibliche Genitalverstümmelung (Female Genital Mutilation/Cutting (FGM/C)) 
Weibliche Genitalverstümmelung ist gemäss Art. 124 StGB in der Schweiz explizit strafrechtlich verboten, auch wenn die Tat im Ausland begangen wird. Diese Praxis geht mit weitreichenden Verstümmelungen einher, insbesondere bei den schweren Formen von FGM, wie die „Infibulation“
. Schätzungen aus dem Jahr 2013 gehen davon aus, dass in der Schweiz rund 14'700 Mädchen und Frauen von weiblicher Genitalverstümmelung betroffen oder bedroht sind.
 In Folge der Motion 05.3235 engagiert sich das Bundesamt für Gesundheit (BAG) im Rahmen des nationalen Programms Migration und Gesundheit seit 2003 für die Sensibilisierung und Prävention weiblicher Genitalverstümmelung in der Schweiz. Seit 2010 beteiligt sich auch das Staatssekretariat für Migration finanziell an den Sensibilisierungs- und Präventionsmassnahmen. Der Bund unterstützt im Zeitraum von 2016 bis 2019 ein Netzwerk gegen weibliche Genitalverstümmelung: Das Netzwerk gegen Mädchenbeschneidung Schweiz unterhält ein Informationsportal zu FGM/C, berät Betroffene und Fachpersonen, sensibilisiert Fachpersonen und Communities und baut regionale Fachstellen mit niederschwelligen Unterstützungsangeboten auf.

Allerdings gibt es immer noch viel Handlungsbedarf in der Systematik und Nachhaltigkeit der Massnahmen gegen FGM/C. Insbesondere muss FGM/C verstärkt als eine Form von häuslicher Gewalt/Kindeswohlgefährdung mitgedacht werden. Dies setzt zwingend ein stärkeres Engagement der einzelnen Kantone voraus. Da die Finanzierung des Bundes von Massnahmen gegen weibliche Genitalverstümmlung Ende 2019 ausläuft, ist es wichtig, dass eine nachhaltige Strategie für die Förderung der Präventions- und Sensibilisierung aufgegleist wird. Dies beinhaltet zwingend die systematische Erhebung von Daten, die eine Aussage über das Ausmass und Entwicklung der Problematik (Anzahl gefährdeter Mädchen, Anzahl beschnittener Mädchen/Frauen) in der Schweiz erlaubt. Verschiedene internationale Gremien, u.a. der CEDAW-Ausschuss 2016
 haben die Schweiz bereits mehrfach bezüglich der fehlenden nationalen Strategie und Datenerhebung gerügt.

· Was tut die Schweiz um die nationale Datenlage und das Monitoring betreffend FGM/C zu verbessern?
· Gedenkt die Schweiz die Finanzierung von Massnahmen gegen FGM/C auch nach Ende 2019 weiterzuführen? Und falls ja, wie wird sichergestellt, dass die finanzielle Unterstützung nachhaltig ist?
Knabenbeschneidung (Masculine Genital Mutilation)
Die Beschneidung von Knaben ist ein häufiger Eingriff. Dies zeigen Daten des Bundesamts für Statistik aus dem Jahr 2014, wonach allein in Schweizer Spitälern 4’716 spitalambulante und 522 stationäre Beschneidungen durchgeführt wurden - davon 2’928 Eingriffe bei Kindern.
 Ob diese Eingriffe medizinisch indiziert waren, ist nicht klar. Da zu Eingriffen in Arztpraxen keine Daten vorliegen, dürfte die Zahl der Beschneidungen noch deutlich höher liegen. 
Eine Analyse des Schweizerischen Kompetenzzentrums für Menschenrechte aus dem Jahr 2013 hält fest, dass es in der Schweiz keine gesetzliche Regelung der Knabenbeschneidung gibt und bisher auch keine einschlägigen Gerichtsurteile vorliegen. Die rechtliche Situation ist daher nicht geklärt
.  
Aus kinderrechtlicher Sicht wirft die Praxis der medizinisch nicht begründeten Beschneidung urteilsunfähiger Kinder Fragen auf. Betroffenen-Organisationen klagen, dass es sich bei der Beschneidung von Knaben um eine schwerwiegende Verletzung des Genitals und der körperlichen Integrität handelt, die urologische, sexuelle und psychologische Schäden nach sich ziehen kann
 und fordern, dass die Beschneidung nur dann vorgenommen wird, wenn sie medizinisch notwendig ist (ultima ratio)
. Eine öffentliche Auseinandersetzung mit dem Thema hat bisher nicht stattgefunden.
· Wie gedenken Bund und Kantone sicherzustellen, dass das Wohl des Kindes bei Entscheiden über eine Zirkumzision als vorrangiger Gesichtspunkt berücksichtigt wird? 

· Welche Massnahmen planen Bund und Kantone, um eine gesamtgesellschaftliche Auseinandersetzung mit und Sensibilisierung für dieses Thema zu fördern? 
5.6. Kinder psychisch belasteter Eltern 

Psychische Krankheiten zählen zu den häufigsten Krankheiten überhaupt. Knapp 17 Prozent der Schweizer Bevölkerung leiden an einer oder mehreren psychischen Erkrankungen
. Eine psychische Erkrankung eines Elternteils belastet Kinder stark. Sie laufen in Gefahr, körperliche oder psychische Gewalt zu erfahren oder vernachlässigt zu werden. Oftmals übernehmen diese Kinder zudem die Verantwortung für den erkrankten Elternteil. Das Risiko, dass betroffene Kinder selber später psychisch erkranken ist deutlich erhöht
. Schätzungen zufolge gibt es in der Schweiz mindestens 20‘000 bis 50‘000 Kinder mit einem psychisch erkrankten Elternteil
. Die Unterstützungsbedürfnisse Kinder psychisch belasteter Eltern rücken oftmals in den Hintergrund. Kindesschutzbehörden werden häufig nur dann hinzugezogen, wenn nach aussen hin Anzeichen für eine Beeinträchtigung des Wohlbefindens, für Vernachlässigung oder Misshandlung des Kindes vorhanden sind. 

· Welche Massnahmen planen der Bund und die Kantone, damit sich medizinische Fachpersonen, die Menschen mit psychischen Erkrankungen oder Belastungen betreuen, für die Situation mitbetroffener Kinder sensibilisiert sind? 
· Welche Massnahmen durch den Bund und die Kantone sind vorgesehen, dass systematisch abgeklärt wird, ob die betroffene Person Kinder hat und ob psychosoziale Belastungen der Kinder vorhanden sind? 
· Falls solche Massnahmen vorhanden sind, mit welchen finanziellen und /oder personellen Ressourcen werden sie umgesetzt?
5.7 Zwangsheirat

6. Familiäres Umfeld und alternative Betreuung 
6.1 Übergeordnetes Kindesinteresse in familienrechtlichen Verfahren 
Bei familienrechtlichen Streitigkeiten (getrennte Eltern) müssen sich die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden und/oder Gerichte einschalten. Seit dem 1. Juli 2014 sieht das Eherecht die gemeinsame elterliche Sorge als Regelfall vor. Das Bundesgericht hielt in einem Entscheid vom 9. Juni 2017
 fest, dass das übergeordnete Kindesinteresse bei der Frage der Zuteilung der elterlichen Sorge massgebend sein muss. Allerdings berichten spezialisierte Organisationen aus der Beratungspraxis
, dass mit dieser neuen Bestimmung der Druck auf die Kinder zunimmt, den Anliegen beider Eltern entsprechen zu müssen. Bei der Regelung der Obhut werden Lösungen favorisiert, welche die (Bindungs-)Bedürfnisse und Äusserungen der Kinder kaum berücksichtigen. Dies gilt gerade in Bezug auf jüngere Kinder. Auch sind die Vorstellungen von günstigen Entwicklungsbedingungen in Familien oftmals zu rigide. Diese Erfahrungen zeigen, dass es Richtlinien und Empfehlungen braucht, wie die Sichtweise, die Bedürfnisse und Äusserungen der Kinder zu gewichten sind. 

· Welches Vorgehen ist geplant, um die Praxis von Justiz und Behörden bei der Regelung von Obhut/Betreuung/Besuchsrecht bei Kindern getrennter Eltern zu unterstützen, insbesondere durch die Erarbeitung von Empfehlungen, wie die Sichtweise, die Bedürfnisse und Äusserungen der Kinder gewichtet werden sollen?
· Was ist geplant, um die getrennten Familien direkt dahingehend zu unterstützen, dass sie die Bedürfnisse ihres Kindes/ihrer Kinder in den Vordergrund stellen können?
6.2 Adoption und das Recht auf Kenntnis der eigenen Herkunft 
Mit der Revision des Adoptionsrechts per 01.01.2018 hat das minderjährige Kind Anspruch auf Auskunft über die leiblichen Eltern, soweit dadurch keine Rückschlüsse auf deren Identität möglich sind (Art. 268c Abs. 2 Satz 1 ZGB). Diese sogenannten nicht identifizierenden Informationen können beispielsweise Beruf, Aussehen, Alter, Begabungen o.ä. der Eltern betreffen und werden von den Behörden auch herausgegeben, wenn die leiblichen Eltern damit nicht einverstanden sind. Anspruch auf Kenntnis der Identität (identifizierende Informationen wie Namen, Vorname, Heimatort, Staatsangehörigkeit) der leiblichen Eltern hat das minderjährige Kind immer noch nur bei "Nachweis eines schutzwürdigen Interesses" (Art. 268c Abs. 2 Satz 2 ZGB). Erst bei Volljährigkeit erhält es auch identifizierende Informationen ohne Nachweis eines schutzwürdigen Interesses. Dies gilt auch bei Kindern, die durch medizinische Fortpflanzung gezeugt wurden, z.B. durch eine Samenspende (Art. 27 Abs. 2 FMedG). Das Konzept des "schutzwürdigen Interesses" ist nur bedingt mit dem übergeordneten Interesse des Kindes vereinbar. Die Suche nach der eigenen Herkunft ist identitätsstiftend und somit aus Sicht des Kindes per se schutzwürdig. 

Bei Adoptionen ist der biologische Vater zudem häufig nicht bekannt resp. nicht eingetragen, weil viele abgebenden Mütter den Kindsvater aus verschiedenen Gründen nicht nennen wollen.

· Wie vielen Kindern wurde der Zugang zu Informationen der Herkunft aufgrund eines «schutzwürdigen Interesses» gewährleistet bzw. verweigert? Wie stellen Bund und Kantone in Zukunft sicher, dass das Kind sein Recht auf Kenntnis der eigenen Herkunft auch vor Erreichung der Volljährigkeit wahrnehmen kann? 

· Welche Massnahmen planen Bund und Kantone zu ergreifen, um sicherzustellen, dass adoptierte Kinder die Identität des leiblichen Vaters in Erfahrung bringen können, beispielsweise durch eine vertrauliche Nennung des leiblichen Vaters?
6.3 Kindsvertretung in Adoptionsverfahren (Adoption und Stiefkindadoption)

In der Schweiz erhält jedes zur Adoption freigegebene Kind eine Vormundin oder einen Vormund. Die Vormundsperson arbeitet darauf hin, dass das Kind adoptiert wird. Abklärungen, ob andere Lösungen, beispielsweise eine offene Adoption oder die Platzierung in einer Pflegefamilie eher im Interesse des Kindes sind, findet oftmals nicht statt. 

Bei einer Stiefkindadoption stammt das Kind aus einer früheren Beziehung, lebt nun aber mit der Mutter und dem/der neuen Partner/in und dem Vater und dem/der neuen Partner/in zusammen. Bei einer Stiefkindadoption durch die neue Partnerin oder den neuen Partner verliert das Kind rechtlich das Verhältnis zum getrenntlebenden Elternteil. Die Beziehung zwischen den leiblichen Eltern ist oftmals stark belastet, weshalb dem Kind zur Wahrung seiner Interessen eine Verfahrensvertretung zur Seite gestellt werden sollte. In der Praxis wird dies noch ungenügend umgesetzt. 
· Welche Regelungen und Massnahmen sind vorgesehen, damit Vormundspersonen in Adoptionsverfahren eine umfassend abklären, welche Lösung dem Interesse des Kindes entsprechen? 
· Wie stellen die Kantone sicher, dass die für Adoptionen zuständigen Behörden bei Stiefkindadoptionen für die Einsetzung einer Verfahrensvertretung für das betroffene Kind sensibilisiert werden? 
· Welche Schritte unternimmt der Bund und die Kantone, um sicherzustellen, dass genügend Verfahrensvertreter/innen für Kinder ausgebildet werden?
6.4 Professionelle Begleitung von Pflegeverhältnissen 

Wenn Pflegefamilien nicht einem privaten Dienstleistungsanbieter in der Familienpflege (DAF) angegliedert sind, erhalten sie für die Dauer eines Pflegeverhältnisses und nach einer allfälligen Rückkehr des Pflegekindes zu seinen Herkunftseltern oftmals keine oder nur eine ungenügende Begleitung. Aufsichtsbesuche der Behörden finden gemäss Art. 10 Abs. 1 PAVO lediglich einmal im Jahr statt. Beistandspersonen der Pflegekinder haben oftmals nur ungenügende zeitliche Ressourcen für die Begleitung der Familien
. Eine professionelle Begleitung der Pflegeeltern, Pflegekinder und auch Herkunftseltern wäre jedoch angesichts der häufig konfliktreichen oder herausfordernden Familiensettings zwischen Pflegefamilie und Herkunftseltern dringend notwendig. Besonderes Augenmerk gilt minderjährigen unbegleiteten ausländischen Pflegekindern (MNA) sowie Pflegekindern, die aus besonders schwierigen Herkunftsfamilienverhältnissen kommen. 

Die Pflegekinderverordnung (Art. 1a Abs. 2 lit b PAVO) legt fest, dass jedem Pflegekind eine Vertrauensperson zugewiesen werden muss. Dies wird jedoch nicht in allen Kantonen umgesetzt resp. Pflegekinder erhalten lediglich eine Beistandsperson, die auch die Interessen der Herkunftseltern und damit nicht ausschliesslich die Interessen des Kindes vertritt
. 

· Wie planen die Kantone vorzugehen, um professionalisierte Fachdienste zur Unterstützung und Begleitung von Pflegepersonen auf- und auszubauen? 

· Welche Massnahmen sind geplant, um sicherzustellen, dass alle Pflegekinder eine Beistandsperson erhalten, wie in Art. 1a Abs. 2 lit. b PAVO vorgesehen? 

7 Behinderung, Gesundheit und Wohlfahrt 
Kinder mit einer Behinderung 
7.1 Recht von Kindern mit einer Behinderung auf gesellschaftliche Teilhabe 

Bei der Umsetzung der KRK werden Kinder mit Behinderung noch immer ungenügend berücksichtigt. Bei Gerichts- und Verwaltungsverfahren wird die besondere Situation dieser Kinder nicht in ausreichendem Masse berücksichtigt, ihre Meinung wird in Angelegenheiten, die sie betreffend nicht ausreichend bei ihnen selbst erhoben und miteinbezogen. Der inklusive Ansatz, v.a. im Bildungswesen, ist nicht ausreichend umgesetzt.  
· Wie stellen Kanton und Bund sicher, dass die Bedürfnisse der Kinder mit Behinderung in Bezug auf Wohnen, Bildung und Zugang zu Informationen so berücksichtigt werden, dass eine gleichberechtigte Teilhabe an der Gesellschaft sichergestellt sind und ihre Meinung diesbezüglich ausreichend miteinbezogen wird? 

· Durch welche gesetzlichen Vorgaben ist gewährleistet, dass Kinder mit Behinderung bei justiziellen Verfahren (Polizei, Opferhilfe, Gerichtsverfahren) Gehör finden und ihre Anliegen ausreichend beachtet werden?

7.2 Inklusive Bildung 
Trotz des Bekenntnisses zu inklusiven Schulen sehen sich Kinder mit Behinderungen beim Zugang zu inklusiver Bildung nach wie vor benachteiligt. Der UN-Kinderrechtsausschuss hat der Schweiz wiederholt empfohlen, für ein inklusives und diskriminierungsfreies Bildungssystem zu sorgen. Dies entspricht Art. 24 des Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK), dem die Schweiz im 2014 beigetraten ist. Das Behindertengleichstellungsgesetz BehiG legt fest, dass die Kantone dafür sorgen, dass behinderte Kinder und Jugendliche eine Grundschulung erhalten, die ihren besonderen Bedürfnissen angepasst ist. Sie fördern die Integration behinderter Kinder und Jugendlicher in die Regelschule (Art. 20 BehiG). Die Umsetzung dieser Bestimmungen liegt in der Zuständigkeit der Kantone. Sie tragen die fachliche, rechtliche und finanzielle Verantwortung für die Schulung von Kindern und Jugendlichen mit besonderem Bildungsbedarf. 
Auf interkantonaler Ebene regelt das Sonderpädagogikkonkordat Ziele und wichtigste Massnahmen im Bereich der Sonderpädagogik und hält den Vorrang integrativer Lösungen fest. Bis heute haben lediglich 16 von 26 Kantonen das Sonderpädagogikkonkordat ratifiziert
. In der Schweiz besteht neben dem regulären Schulsystem also nach wie vor ein Sonderschulsystem
. Das Bundesgericht ist der Auffassung, dass aus Art. 24 UN-BRK kein verfassungsmässiger Anspruch auf Einschulung in die Regelschule abgeleitet werden kann
. Diese Auffassung steht im Widerspruch zu Art. 24 UN-BRK. 
Einzelne kantonale Gesetze laufen dem inklusiven Ansatz zuwider. Beispielsweise sieht Art. 28 Abs. 5 des Volksschulgesetztes des Kantons Bern (VSG) vor, dass Schülerinnen und Schüler, welche durch ihr Verhalten den Schulbetrieb beeinträchtigen, während zwölf Wochen vom Unterricht ausgeschlossen werden können. Auch wenn, gemäss Art. 26. Abs. 6, eine Fachstelle für eine „angemessene Beschäftigung“ sorgen muss, ist den betroffenen Kindern während dieser Zeit der Zugang zu Bildung verwehrt, wodurch sich das Risiko von schulischem Rückstand und Schulversagen erhöht. Eine solche Gesetzgebung legt die Verantwortung für konfliktive Situationen einzig den betroffenen Kindern zu. 
· Ist das Volksschulgesetz des Kantons Bern mit Art. 2 und Art. 23 UN-KRK vereinbar? 
· Gibt es andere Kantone, die eine partiellen vollständigen Ausschluss eines Kindes aus der obligatorischen Schule vorsehen? 
· Wie gedenken Bund und Kantone sicherzustellen, dass das Recht auf Gehör betroffener Kinder in Entscheiden über gesonderte oder integrative Einschulung gewährleistet wird? 
7.3 Inklusive Bildung - Frühförderung von Kindern mit Behinderung
Das Behindertengleichstellungsgesetz verpflichtet die Kantone, die Integration von Kindern mit einer Behinderung in die Regelschule zu fördern. Die Verantwortung für die Sonderpädagogik liegt jedoch in der Kompetenz der Kantone. Das Sonderpädagogikkonkordat legt mit Art. 4 Abs. 1 lit. c fest, dass Betreuung in Tagesstrukturen zum sonderpädagogischen Grundangebot gehört. 

Die cerebrale Bewegungsbehinderung ist die häufigste neurologische Behinderung bei Kindern, in der Schweiz gibt pro Jahr rund 150 neue Betroffene. Daher ist es wichtig, dass Eltern und Kinder so früh wie möglich Zugang zu Förderungsprogrammen und Persönliche Assistenz haben.  Solche Massnahmen sind ausschlaggebend, damit die Selbstbestimmung der Kinder sowie ihre Inklusion gefördert werden kann. Aktuell nutzen aber nur 4 von 100 anspruchsberechtigte Kinder die relevanten IV-Leistungen, u.a. wegen mangelndem Fachpersonal und hoher administrativer Hürden.
 
· Welche Massnahmen sieht der Bund und die Kantone für die spezifische Frühförderung von Kindern mit Behinderung vor?

· Wie soll der Zugang zur persönlichen Assistenz für Kinder mit Behinderung gefördert werden? Welche finanziellen Ressourcen sind dafür vorgesehen? 

Gesundheit und Gesundheitswesen
7.4 Zugang zu pädiatrischen Basismedikamenten 

Der Zugang zu pädiatrischen Basismedikamenten ist ein globales Problem. Zahlreiche Medikamente werden an Kinder verschrieben, ohne dass klinische Studien existieren, die Wirksamkeit und Sicherheit der Produkte in jüngeren Altersgruppen durchgeführt wurden
. Die Schweizerische Gesellschaft für Pädiatrie (SGP) hat beispielsweise ergebnislos versucht, eine für Kinder geeignete Form gewisser Arzneimittel (z.B. Co-trimoxazole) zu erhalten. Als Sitzstaat zahlreicher marktführender Pharmaunternehmen, kommt der Schweiz eine zentrale Rolle zu, wenn es darum geht, sicherzustellen, dass Kinder beim Zugang zu Basismedikamenten keine Diskriminierung erfahren. 

· Welche Anreize setzt die Schweiz, damit Pharmaunternehmen vermehrt in die Forschung und Produktion von für Kinder geeigneten Medikamenten investieren? 
7.5 Seltenen Krankheiten 
In der Schweiz sind Schätzungen zufolge über 500'000 Personen von einer seltenen Krankheiten betroffen
, davon ein Grossteil Kinder. 80% der selten Krankheiten sind genetische bedingt und viele treten schon während der Kindheit in Erscheinung
. Bis im alter von 20 Jahren übernimmt die Invaliden-Versicherungen die Kosten für  medizinische Massnahmen zur Behandlung von gewissen Geburtsgebrechen nach Definition des Bundesrates in der Verordnung über Geburtsverbrechen
. 
Die obligatorische Krankenpflegeversicherung hat zum Ziel, die Kosten für die Leistungen, die der Diagnose oder Behandlung einer Krankheit und ihrer Folgen dienen, zu übernehmen.
 Die Krankenversicherer verfügen jedoch über einen grossen Spielraum, wenn es um die Rückerstattung von Behandlungskosten und Kosten für Medikamente geht
. Trotz der Verabschiedung des Nationalen Konzepts Seltene Krankheiten im Jahr 2014
 und dem Inkrafttreten der Revision der Krankenversicherungs-Verordnung, besteht nach wie vor Handlungsbedarf. Gewisse Medikamente zur Behandlung seltener Krankheiten sind sehr teuer und die Übernahme der Kosten durch die Krankenkassen ist nicht sichergestellt bzw. teilweise mit hohen administrativen Aufwand durch betreuende Ärzteschaft oder Eltern verbunden
. Das Fehlen einer gesetzlichen Grundlage zur Regelung der Kostenübernahmen für Arzneimittel für selten Krankheiten setzt betroffene Kinder dem Risiko von Ungleichbehandlungen aus
. 
· Wie stellt sich Schweiz sicher, dass alle Kinder, die an seltenen Krankheiten leiden, ihr Recht auf bestmögliche Gesundheit wahrnehmen können und Ungleichheiten im Zugang zu Medikamenten beseitigt werden? 

· Welche Massnahmen sind vorgesehen, um die Datenlagen zur Häufigkeiten seltener Krankheiten zu verbessern? 
7.6 Suizidprävention
Das Thema Kinder- und Jugendsuizid ist Thema zahlreicher internationaler Empfehlungen an die Schweiz
. Festgestellt wurden immer wieder das Fehlen einer koordinierten nationalen Antwort und die ungleiche Abdeckung von Präventionsangeboten auf regionaler Ebene.
 Anfang 2017 hat die Schweiz einen nationalen Aktionsplan Suizidprävention verabschiedet. Obschon dies ein wichtiger Schritt bedeutet, stellt sich die Frage, inwiefern der Aktionsplan in der vorliegenden Form - d.h. ohne massgebende finanzielle Ressourcen - effektiv die beabsichtigte Wirkung wird erzielen kann. 

Im Jahr 2017 meldeten sich jeden Tag durchschnittlich zwei bis drei Jugendliche mit Suizidgedanken oder Fragen zu diesem Thema bei der Notrufnummer 147 für Kinder und Jugendliche in Not. Die Beraterinnen und Beratern sind schweizweit vermehrt mit schweren persönlichen Problemen von Kindern und Jugendlichen konfrontiert. Die Anrufe, SMS, E-Mails oder Chats von Kindern und Jugendlichen zeigen tendenziell, dass Krisen in Zusammenhang mit Stress zunehmen. Es geht in diesen Kontakten oft um Angst, anhaltend depressive Stimmungen, Schlaf- und Essstörungen in Zusammenhang mit Leistungsdruck.

· Was werden Bund und Kantone, auf Basis des Aktionsplans Suizidprävention, in den nächsten Jahren konkret dazu beitragen, dass die Suizidrate bei Jugendlichen in der Schweiz sinkt? 
Recht auf einen angemessenen Lebensstandard 
7.7 Kinderarmut 
108 000 Kinder sind in der Schweiz von Armut betroffen, weitere 155 000 leben in prekären Lebensverhältnissen, nur knapp oberhalb der Armutsgrenze
. Kinder, die in Armut aufwachsen, erleben materielle Benachteiligung, soziale Ausgrenzung und haben schlechtere Bildungschancen. Frühe Förderung – etwa ein Platz in einer Kindertagesstätte – ist oft zu teuer oder gar nicht vorhanden. Die schlechteren Startchancen können aber später nicht mehr wettgemacht werden. Die Kinder bleiben häufig bis ins Erwachsenenalter arm
. 
Für die Kinderarmut verantwortlich sind hohe Kinderkosten, tiefe Einkommen der Eltern und mangelnde Möglichkeiten, Beruf und Familie zu vereinbaren, eine lückenhafte Existenzsicherung für Kinder sowie fehlende Investitionen des Bundes im Bereich Kinder und Familien. Der Schweiz gelingt es deshalb nicht, Kinderarmut zu überwinden. Das zeigen auch die zahlreichen Berichte und Studien, die der Bund jüngst im Rahmen des nationalen Programms gegen Armut publiziert hat. Löbliche Ausnahmen bilden Massnahmen in einzelnen Kantonen, wie Familienergänzungsleistungen in Waadt, Tessin, Genf und Solothurn oder der freiwillige Kindergarten ab drei Jahren im Tessin
. 

· Welche Schritte plant der Bund, um die Koordination im Bereich Armutsbekämpfung zu intensivieren und dem Ziel einer verbindlichen Armutsstrategie näher zu kommen? 

· Welche Massnahmen planen Bund und Kantone, um Kinder wirksam vor Armut zu schützen und die materielle Existenzsicherung zu gewährleisten, z.B. durch die Einführung von Familienergänzungsleistungen? 

· Wie planen Bund und Kantone sicherzustellen, dass Armutsbetroffene und -gefährdete Familien Zugang zu Angeboten der frühkindlichen Betreuung, Bildung und Förderung erhalten? 
8 Bildung, Freizeit und kulturelle Aktivitäten 
8.1 Frühkindliche Bildung, Betreuung und Erziehung 
Diverse Studien zeigen auf, wie wichtig die ersten Jahre des Kindes für seine gesundheitliche und soziale Entwicklung sind
. Kinder, die in einem sozio-ökonomisch benachteiligten Umfeld aufwachsen haben schlechtere Bildungs- und Entwicklungschancen. Armut, Isolation, prekäre Arbeitssituation und niedriger Bildungsstand der Eltern sind einige der Faktoren, die sich benachteiligend auf die Entwicklungs- und Bildungschancen der Kinder auswirken können. Bei fremdsprachigen Kindern kommt mangelnde Sprachkompetenz häufig erschwerend hinzu. Studien belegen, dass Kinder aus sozial benachteiligten Familien bereits beim Schuleintritt einen Rückstand in ihrer Entwicklung aufweisen
. Diese Kinder können vom Besuch einer Vorschulinstitution besonders profitieren
. Empirische Befunde aber zeigen, dass gerade für diese Kinder ist der Zugang zu institutionellen Formen der Kinderbetreuung  faktisch deutlich erschwert ist
. Sozial benachteiligte Eltern haben zudem wenig Zugang zu Informationen und Angeboten, die sie in ihrer Erziehungsarbeit unterstützen. Es gibt zahlreiche Angebote für Eltern, die sich mit Erziehungsfragen befassen. Sie sprechen aber immer noch mehrheitlich bildungsaffine, die lokale Sprache sprechende Eltern mit schulpflichtigen Kindern ab 4 Jahren an. Die Unterstützungsangebotegehen von lokalen Werten aus und sprechen dadurch Migrationsfamilien und belastete Familien zu wenig an. Um die Chancengerechtigkeit zu verbessern, bedarf es einer gezielten Unterstützung der Kinder und ihrer Erziehungsberechtigten bereits im Vorschulalter sowie eines Ausbaus der heutigen Angebote für frühkindliche Bildung, Betreuung und Förderung.

· Wie wird der Zugang zu Angeboten der frühkindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung für alle Kinder ermöglicht und sichergestellt, dass für die Familien bezahlbare, qualitativ hochstehende und bedarfsgerechte Angebote vorhanden sind?  

· Welches Vorgehen ist geplant, um sozial benachteiligte Familien frühzeitig mit Informations-, Beratungs- und Begleitangeboten zu erreichen, beispielsweise durch den Aufbau von Koordinationsstellen im Bereich frühe Förderung und Familienzentren, durch aufsuchende Programme und/oder die Nutzung digitaler Medien?

· Welches Vorgehen ist geplant, um sozial benachteiligte Familie frühzeitig mit Angeboten der Betreuung und frühen Förderung zu erreichen, beispielsweise Kindertagesstätten, Tagesfamilien und Spielgruppen?

· Wie soll konkret das Ziel der Integrationsagenda von Bund und Kantonen erreicht werden, dass sich "80% der Kinder aus dem Asylbereich, die im Alter von 0-4 Jahren in die Schweiz kommen, (...) beim Start der obligatorischen Schulzeit in der am Wohnort gesprochenen Sprache verständigen" können?

· Welche Strategie verfolgt der Bund, um die fachübergreifende Koordination seiner Aktivitäten in den Bereichen Armutsprävention, Gesundheitsförderung und Integration zu gewährleisten?
8.2 Recht auf Spiel 

Spielen ist ein wesentlicher Aspekt der Kinderkultur und ein biologisch angelegtes Grundbedürfnis. Spielen ist die Basis jeglicher kindlichen Entwicklung. Räumliche Faktoren wie die Funktionalisierung von Freiräumen, die Zunahme des Verkehrs, verdichtetes Bauen sowie die Asphaltierung von Flächen den Rückgang von kinderfreundlichen Frei- und Spielräumen in der Schweiz und Europaweit.
 Der Zugang zu Freiräumen ist für Kinder in der Schweiz ist abhängig von ihrem familiären Umfeld, respektive vom jeweiligen Wohnumfeld sehr unterschiedlich ausgeprägt: In wenig kinderfreundlichen Wohnumfeldern beträgt die Zeit für ein freies unbeaufsichtigtes Spiel draussen im Durchschnitt nur 4 Minuten pro Tag. 87% der Kinder spielen in einem solchen Wohnumfeld gar nicht draussen.
 

Zudem beeinflusst ein immer stärker werdendes Sicherheitsbedürfnis der Eltern- und Betreuungspersonen sowie die Zunahme der Zeit in Fremdbetreuung, die Möglichkeit der Kinder zum freien Spiel in ihrer nächsten Umgebung
. Durch die Steigerung der gesellschaftlichen Leistungsorientierung wird die Lebenszeit der Kinder vermehrt strukturiert und geplant. Eltern tendieren dazu, ihre Kinder in geleiteten Aktivitäten ausgiebig zu fördern. Die medialen und virtuellen Räume, nehmen zunehmend an Bedeutung zu. Die Tendenz der „Spieldeprivation" und der „Spielunfähigkeit" ist ein Teufelskreis: Kinder spielen zu wenig und können darum die hierfür notwendige kreative Energie kaum entwickeln
. 

Auf der räumlichen Ebene führen diese Entwicklungen dazu, dass der Aussenraum als kindliche Spiel- und Erlebniswelt an Bedeutung einbüsst und auf der gesellschaftlichen Ebene, dass zeitliche Freiräume für das selbstbestimmte, freie Spiel mehr und mehr verloren gehen. Sozial auffälliges Verhalten sowie Bewegungs- und Koordinationsstörungen gehören zu den möglichen negativen Folgen der beschriebenen Entwicklungen. 

· Welche Massnahmen trifft die öffentliche Hand, so dass Spielkultur und kindliche Kreativität im öffentlichen Raum als selbstverständlich akzeptiert werden? 

· Inwiefern wird bei der öffentlichen Planung, der Schaffung von Umgebungen, die das Wohlergehen und das Spiel des Kindes fördern, Vorrang eingeräumt?

9 Besondere Schutzmassnahmen 
Kinder auf der Flucht 

9.1 Altersbestimmungsmethoden in Asylverfahren 

Minderjährige Asylsuchende geniessen in Einklang mit der UN-KRK einen besonderen Schutz und besondere Rechte in der Schweiz. Die Altersbestimmung minderjähriger Asylsuchender hat deshalb im Asylverfahren einen wichtigen Stellenwert und ist insbesondere für die jugendlichen Asylsuchenden mit weitreichenden Konsequenzen verbunden. Art. 7 Abs. 1 der Asylverordnung 1 legt fest, dass die Altersangabe der asylsuchenden Person mit wissenschaftlichen Methoden abgeklärt werden kann
. Die bisher angewandten Methoden der Altersbestimmung werden von Fachleuten deutlich kritisiert und als medizinisch wie auch ethisch fragewürdig eingestuft, da die verwendeten Methoden keine sicheren Schlüsse zulassen.
 Neu will der Bund in den Bundesasylzentren den so genannten Drei-Säulen-Test zur Altersbestimmung einführen. Die Methode beruht auf einer Röntgen-Analyse des Handgelenks, des Schlüsselbeinknochens und der Zähne
. Gemäss Medienberichten zählt dazu auch eine optische Begutachtung des gesamten Körpers inklusive einer Beurteilung der Geschlechtsreife
. Auch diese Tests lassen jedoch keine genauen Schlüsse auf das Alter zu. Es ist bedauerlich, dass es der Bund hier unterlässt, auch multidisziplinäre Einschätzungen von sozialpädagogisch geschulten Betreuungspersonen bezüglich der Reife und des Entwicklungsstandes der Kinder in die Altersbestimmung einzubeziehen
.
Die Altersbestimmungsmethoden sind nicht nur aufgrund ihrer Ungenauigkeit problematisch. Ethisch sehr fragwürdig ist zudem die optische Untersuchung des Genitalbereichs, die sich traumatisierend auf Jugendliche auswirken kann. Umso wichtiger ist es, dass alle minderjährigen Asylsuchenden sofort nach ihrer Identifikation eine Vertrauensperson zur Seite gestellt wird, welche sich für die Interessen der Kinder und Jugendlichen und ihre Unversehrtheit einsetzt. 
· Wie stellt der Bund sicher, dass die Würde des Kindes im Verfahren zur Altersbestimmung gewahrt bleibt? 

· Wie stellt der Bund sicher, angesichts der Ungenauigkeit der biologischen Altersbestimmungsmethoden, dass Entscheide über Altersbestimmungen im Zweifelsfall zugunsten des betroffenen Kindes gefällt werden? Z.B. durch eine umfassende, multidisziplinäre Abklärung, die sich auf entwicklungspsychologische Erkenntnisse stützt?  

· Welche Möglichkeiten haben betroffene Kinder und Jugendliche, gegen die Ergebnisse der Altersbestimmung Rekurs einzulegen? 

9.2 Anspruch auf Vertrauenspersonen für unbegleitete Minderjährige
Jährlich stellen mehrere hundert unbegleitete Kinder und Jugendliche einen Asylantrag in der Schweiz. Im Jahr 2017 waren es 733 Kinder und Jugendliche, in den Jahren 2016 und 2015 wurden 1'997 bzw. 2'736 Anträge von unbegleiteten Minderjährigen gestellt.
 Die Unterbringung und Betreuung minderjähriger Asylsuchender (Mineurs non-accompagnés MNA) ist Aufgabe der Kantone. Die Kantone sollen gemäss Art. 17 Abs. 3 AslyG den MNA unverzüglich eine Vertrauensperson zuweisen, die ihre Interessen wahrnimmt
. Gemäss Empfehlungen der Konferenz der kantonale Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK)
 ist dies jedoch nur eine vorübergehende Massnahme bis zur schnellstmöglichen Ernennung einer Beiständin oder eines Vormundes. Der Beistand oder die Vormündin werden durch die Kindesschutzbehörden gemäss Zivilgesetzbuch eingesetzt.
 
In der von unbegleiteten Minderjährigen erarbeiteten MNA-Charta im Rahmen des Projekts «Speak out!» wird die Begleitung von MNA als mangelhaft kritisiert: meist daure die Zuteilung eines/einer Beistandes/-in sehr lange und oftmals erhalten MNA keinen Beistand, sondern nur eine Vertrauensperson.
 
Die Änderung der Asylverordnung 1 sieht vor, dass während des Aufenthalts der MNA in Bundesasylzentren die zugewiesene Rechtsvertretung auch die Aufgabe der Vertrauensperson wahrnehmen soll
. Diese Doppelrolle ist insofern problematisch, als dass vielen Vertrauenspersonen eine zusätzliche Qualifikation im psychosozialen Bereich fehlen dürfte. Zwar legt die Verordnung fest, dass die Vertrauensperson über Kenntnisse des Asylrechts, der Kinderechte sowie über Erfahrung im Umgang mit Minderjährigen verfügen muss
. Diese Bestimmung lässt den Kantonen allerdings einen weitgehenden Spielraum in der Umsetzung. 
Die Asylverordnung 1 legt fest, dass die Ernennung einer Vertrauensperson als Übergangslösung zu verstehen ist. Die Kantone sind verpflichtet, vormundschaftliche Massnahmen zu prüfen und anzuordnen
.  Vormundschaftliche Massnahmen können damit erst nach der Zuweisung in die Kantone erfolgen. Wichtig wäre, dass auch während des Aufenthalts in Bundesasylzentren die lokalen Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden Kindesschutzmassnahmen anordnen können. Denn das Mandat eines Beistandes oder einer Beiständin ist viel breiter gefasst als das der Vertrauensperson. Letztere ist in erster Linie auf das Asylverfahren und rechtliche Massnahmen fokussiert. 
· Wie stellen Bund und Kantone sicher, dass die Vertrauenspersonen die notwendigen psychosozialen Qualifikationen für die Begleitung von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden verfügen, z.B. durch entsprechende Vorgaben im Pflichtenheft der Leistungserbringer? 
· Wie kann sichergestellt werden, dass unbegleitete Minderjährige im Asylverfahren auch während ihres Aufenthalts in Bundesstrukturen den notwendigen Schutz und Zugang zu Kindesschutzmassnahmen erhalten? 

9.3 (Psychische) Gesundheit von geflüchteten Kindern 

Kinder und Jugendliche im Fluchtkontext sind de Facto beim Zugang zur Gesundheitsversorgung benachteiligt
. Die Finanzierung des interkulturellen Dolmetschens bei medizinischen Behandlungen ist in den Kantonen sehr unterschiedlich geregelt. In vielen Kantonen werden die Kosten für interkulturelles Dolmetschen bei kinderärztlichen Konsultationen nicht übernommen (Mit Ausnahme des Kantons Graubünden und unter bestimmten Bedingungen in den Kantonen Waadt und Genf)
.  
· Welche rechtlichen und administrativen Massnahen sind geplant, damit für kinderärztliche Betreuung minderjährige Kinder und Jugendliche aus dem Asylbereich kostenlose interkulturelle Dolmetscherdienste zur Verfügung stehen? 

Gerade unbegleitete minderjährige Kinder und Jugendliche aus dem Asylbereich sind in gesundheitlicher Hinsicht besonders verwundbar, da sie sie Gesundheitsrisiken des Jugendalters (psychische Gesundheit, Risikoverhalten) sowie Gesundheitsrisiken eines Migrationshintergrundes kumulieren
. Viele Kinder und Jugendliche aus dem Asylbereich sind aufgrund ihrer Fluchterfahrung und der Entwurzelung psychischen Herausforderungen ausgesetzt, viele leiden an post-traumatischen Belastungssyndromen, Depressionen oder Angststörungen
. Eine angemessene Betreuung für MNA umfasst daher eine multidisziplinäre und transkulturelle Betreuung, welche die allgemeinärztliche und kinderärztliche Betreuung, Sexualberatung sowie Angebote für die psychische Gesundheit einschliesst.
 Die Konferenz der Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) empfiehlt den Kantonen, minderjährigen Asylsuchenden Zugang zu Angeboten der psychologischen und psychiatrischen Fachstellen zu ermöglichen
. In vielen Kantonen fehlt es jedoch an niederschwelligen psychologischen Angeboten.
 
· In welchen Kantonen haben Kinder und Jugendliche aus dem Asylbereich Zugang zu einer adäquaten psychosozialen bzw. psychiatrischen Betreuung? 

· Welche Massnahmen ergreifen der Bund und die Kantone zur Sensibilisierung von Begleitpersonen junger Geflüchteter für Traumata und Belastungen aufgrund der Fluchtsituation? 
9.4 Vorbereitung unbegleiteter Minderjähriger aus dem Asylbereich auf ihre Volljährigkeit 
In den Jahren 2015 und 2016 ist die Anzahl unbegleiteter, minderjähriger Asylsuchender stark angestiegen. Über 60% der MNA waren zum Zeitpunkt der Asylgesuchstellung 16 oder 17 Jahre alt.
 Damit stehen viele dieser MNA kurz vor der Volljährigkeit. MNA erhalten bis zur Volljährigkeit besondere Betreuungs- und Unterstützungsleistungen. Mit der Volljährigkeit entfallen in einigen Kantonen die Betreuungs- und Schutzleistungen abrupt. Die minderjährigen Jugendlichen werden oft unzureichend und zu kurzfristig auf die Veränderungen und Konsequenzen vorbereitet.
 
Viele Jugendliche verfügen über keinen Bildungsabschluss. Mit dem Wohnungswechsel und dem damit verbundenen Verlust des sozialen Netzwerks droht die soziale Isolation.
 Gerade für Jugendliche mit Fluchthintergrund wäre eine Kontinuität in der Betreuung und Begleitung bis zum Erlagen der Selbständigkeit besonders wichtig. Die Schweizerische Konferenz der Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) hat dieses Bedürfnis erkannt und empfiehlt den Kantonen, minderjährigen Asylsuchenden auch über die Erreichung der Volljährigkeit hinaus gewisse Unterstützungs- und Betreuungsleitungen zukommen zu lassen. MNA sollen wenn möglich in ihrem gewohnten Umfeld verbleiben können und sie sollen über breitere Beratungs- und Unterstützungsangebote informiert werden.
 
· In welchen Kantonen erhalten MNA über die Volljährigkeit hinaus Unterstützungs- und Betreuungsdienstleistungen gemäss den SODK-Empfehlungen? Welche Massnahmen sehen die Kantone vor, um MNA auf die Volljährigkeit vorzubereiten? 
9.5 Bildungschancen 

Für Jugendliche mit einem N- oder F-Ausweis ist es sehr schwierig, in der Schweiz eine Ausbildung machen zu können. Gemäss der MNA Charta wünschen sich die Jugendlichen eine schnellstmögliche Eingliederung in eine öffentliche Schule, was auch den Spracherwerb erleichtern dürfte und auch der weiteren Bildung zugunsten kommt. Nach der obligatorischen Schulzeit hoffen die Jugendlichen auf einen erleichterten Zugang zur nachobligatorischen Schule oder insbesondere zu Lehrstellen. Dafür ist Unterstützung bei der Lehrstellensuche ebenso vonnöten, wie der Abbau von zusätzlichen Hürden für Personen mit einem F- oder einem N- Ausweis.
 Gegenwärtig bestehen grosse kantonale Unterschiede und der Zugang zu Bildung ist nicht kohärent auf gesetzlicher Ebene gewährleistet. 
 Verschiedene parlamentarische Vorstösse sind zu dieser Problematik sind hängig.
· Mittels welcher Koordinationsmassnahmen kann der Zugang zur Bildung für MNA gewährleitet werden? Welche Massnahmen werden ergriffen, damit MNA leichter eine Berufsausbildung machen können?

· Welche Pläne haben Bund und Kantone, um den Bildungsanschluss von MNA und die Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu fördern und welche finanziellen Mittel sind dafür vorgesehen? 
· Welche Massnahmen setzt der Bund und die Kantone um, damit Jugendlichen und jungen Erwachsenen aus dem Asylbereich ein Abschluss der obligatorischen Volksschule - wenigstens bis zu ihrem 30. Lebensjahr – ermöglicht werden kann? 
9.6 Rechte von Sans-Papiers Kindern

In der Schweiz leben laut konservativen Schätzungen zufolge rund 76'000 Personen ohne geregelten Aufenthaltsstatus (sans-papiers)
. Es ist davon auszugehen, dass es sich dabei um viele Familien mit Kindern oder um MNA handelt. Die Bundesverfassung garantiert das Recht aller Kinder in der Schweiz auf Bildung. In Anwendung von Artikel 19 und 62 der Bundesverfassung haben die Kantone den Grundschulunterricht für alle Kinder zu gewährleisten. Um Kindern aus Familien ohne geregelten Aufenthaltsstatus den Zugang zur Schulbildung zu sichern, verabschiedete die Erziehungsdirektorenkonferenz EDK aus dem Jahr 1991 Empfehlungen, wonach alle in der Schweiz lebenden Kinder unabhängig von ihrem Aufenthaltsstatus das Recht auf schulische Integration haben
. Schulen sollen demnach Daten nicht an Migrationsbehörden weiterleiten. Vorstösse auf parlamentarischer Ebene fordern nun eine Vereinfachung des Datenaustauschs und nehmen damit eine Verletzung des Rechts dieser Kinder auf Bildung in Kauf. Auch der Zugang zu Leistungen der Krankenversicherungen soll eingeschränkt werden.
 Der Bund wurde zudem beauftragt, möglich Lösungsansätze für die Regularisierung von Menschen ohne geregelten Aufenthaltsstatus auszuarbeiten
. 
Weiter sind Kinder und Jugendliche ohne legalen Aufenthaltsstatus beim Zugang zur Berufsbildung eingeschränkt: Trotz der vorhandenen Verordnung, die diesen Jugendlichen unter gewissen Auflagen ermöglicht, eine Lehre anzutreten
, geschieht dies in der Praxis nur sehr selten
. 
· Welche Massnahmen sind vorgesehen, damit Jugendliche ohne geregelten Aufenthaltsstatus effektiv Zugang zur Berufsbildung erhalten? 
9.7 Administrative Inhaftierung von Minderjährigen im Migrationsbereich
Administrative Inhaftierung Jugendlicher über 15 Jahren 
Das Bundesgesetz über Ausländerinnen und Ausländer (AuG) legt fest, dass Minderjährige ab 15 Jahren in Administrativhaft genommen werden können (Art. 80 Abs. 4 AUG)
. Die Anwendung von alternativen, weniger einschneidenden Massnahmen, die das Prinzip der Verhältnismässigkeit respektieren, ist im Ausländergesetz nicht vorgesehen. Die maximale Haftdauer für Minderjährige zwischen 15 und 18 Jahren beträgt 12 Monate (Art. 79 Abs. 2 AuG). Ein Bericht der Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats zeigt, dass im Zeitraum von 2011 bis 2014 rund 72 Jugendliche zwischen 15 und 17 Jahren inhaftiert wurden. Dabei handelt es sich in 2 von 3 Fällen um unbegleitete Minderjährige
. Diese Gesetzgebung und Praxis steht in eklatantem Widerspruch zu Art. 37 UN-KRK, wonach der Freiheitsentzug bei Kindern nur als letztmögliches Mittel und für die kürzeste mögliche Dauer angewendet werden darf. 
Administrative Inhaftierung von Kindern unter 15 Jahren 

Wenn Eltern mit Kindern aufgrund ihres Aufenthaltsstatus inhaftiert werden, kann dies zudem zur Folge haben, dass auch Kinder unter 15 Jahren inhaftiert werden oder aber von ihren Eltern getrennt und in einem Heim untergebracht werden
. Die Inhaftierung von Kindern aufgrund ihres Aufenthaltsstatus oder desjenigen seiner Eltern hat irreversible schädigende Auswirkungen auf die psychische und physische Gesundheit der betroffenen Kinder und verschärft ihre prekäre Lage und Verletzlichkeit. Ein Bericht der Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats zeigte kürzlich auf, dass im Zeitraum von 2011 bis 2014 rund 200 Minderjährige inhaftiert wurden, davon war die Mehrheit noch keine 15 Jahre alt. Bei den inhaftierten unter 15-Jährigen handelte es sich mehrheitlich um Kinder in Begleitung, die – vermutlich – im Familienbund inhaftiert wurden. Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme zu diesem Bericht vom 28. September 2018 festgehalten, dass die rechtliche Grundlage für eine solche Unterbringung ungenügend ist und das Staatssekretariat für Migration die Kantone deshalb anweisen wird, für den Vollzug der Wegweisungen von Familien alternative Möglichkeiten zu prüfen.
 
Lücken in der Datenerhebung 

Der GPK-N Bericht weist zudem auf eklatante Mängel in der Datenerhebung hin: Es bestehen grosse Unterschiede in der Datenerfassung zur administrativen Inhaftierung von Kindern zwischen den Kantonen. Es ist daher nicht möglich, zu sagen, wie viele Kinder tatsächlich betroffen sind.
Trennung von Kindern und Erwachsenen im administrativen Freiheitsentzug 
Weiter ist eine getrennte Unterbringung der Jugendlichen von Erwachsenen im administrativen Freiheitsentzug gerade im Asylbereich nach wie vor nicht in allen Kantonen
 umgesetzt, wie Bericht der Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats festhält
. 
· Welche alternativen Maßnahmen zum administrativen Freiheitsentzug werden ergriffen, damit keine Kinder mehr in Zusammenhang mit ihrem Migrationsstatus oder dem ihrer Eltern inhaftiert werden? 
· Welche Anpassungen von nationalen und kantonalen Politiken werden vorgenommen, um die prekäre Situation von minderjährigen Migrant/-innen zu verbessern? 
· Mit welchen Massnahmen verbessern Bund und Kantone das System und die Verwaltung der Datenerhebung zur Administrativhaft von Kindern in der Schweiz? 
· Wie wird das Datenerhebungssystem genaue, aufgeschlüsselte und überprüfbare Zahlen zu Kindern in Administrativhaft und zur Dauer ihrer Inhaftierung in der Schweiz liefern? 

· Inwiefern erhält die Zivilgesellschaft Zugang zu diesen Daten, um die Situation der der Administrativhaft von Migrantenkindern in der Schweiz zu überwachen und Unregelmäßigkeiten oder Missbräuche in diesem Bereich zu melden? 

9.8 Jugendstrafrechtspflege 
Trennung der Kinder von Erwachsenen im Freiheitsentzug
Das neue Jugendstrafgesetz von 2003 legt fest, dass Jugendliche im Strafvollzug räumlich getrennt von Erwachsenen untergebracht werden müssen
. Dies gilt auch für die Untersuchungshaft
. Für die Umsetzung der getrennten Unterbringung im Strafvollzug wurde den Kantonen eine 10-jährige Frist eingeräumt. Dies ist am 31. Dezember 2016 abgelaufen.
 Nach wie vor ist die getrennten Unterbringung jedoch nicht in allen Kantonen und Institutionen gewährleistet

. Dies betrifft ebenfalls die Polizeihaft, welche die Festhaltung von Personen für 24 Stunden vor einer Freilassung oder Zuführung an der Haftrichterin ermöglicht
. So ist beispielsweise aus dem Kanton Zürich bekannt, dass zwischen 2013 und 2015 über 2000 Kinder und Jugendliche im provisorischen Polizeigefängnis in Zürich, einer Institution für Erwachsene, untergebracht wurden.
 
Schliesslich ist auch die Trennung von Kindern und Erwachsen in Polizeihaft nicht in allen Kantonen gegeben. Gemäss Art. 219 Abs. 4 der Schweizerischen Strafprozessordnung (StPO) darf die Polizei eine Person während 24 Stunden festhalten, bevor sie freigelassen oder dem Haftrichter zugeführt werden muss. Auch minderjährige Personen können in Polizeihaft genommen werden. Nicht in allen Kantonen ist gewährleistet, dass die betroffenen Kinder in Polizeigefängnissen getrennt von Erwachsenen untergebracht sind. 
· Wie ist der Stand der Umsetzung der Trennung von Jugendlichen und Erwachsenen im Freiheitsentzug vor und nach der Verurteilung und in Polizeigewahrsam (provisorische Haft) in den Kantonen? 
· Wann gedenkt der Bund, den entsprechenden Vorbehalt zu Art. 37 lit. c KRK zurückzuziehen? 
Provisorische Inhaftierung von Minderjährigen
Gemäss Artikel 26 des Schweizerischerischen Jugendstrafprozessordnung (JStPO)
 ist die Untersuchungsbehörde für die Anordnung der Untersuchungshaft zuständig. Art. 27 Abs. 1 JStPO sieht vor, dass «die Untersuchungs- und Sicherheitshaft werden nur in Ausnahmefällen und erst nach Prüfung sämtlicher Möglichkeiten von Ersatzmassnahmen angeordnet" werden darf.
 Das Gesetz legt jedoch keine Altersgrenze für eine solche Inhaftierung fest. Andererseits sieht Art. 25 des Bundesgesetzes über das Jugendstrafrecht JStG vor, dass eine Inhaftierung nach dem Prozess nur für Jugendliche ab 15 Jahren zum Zeitpunkt der Begehung einer Straftat möglich ist. Im Jahr 2016 entschied das Bundesgericht über den Fall eines rumänischen Kindes im Alter von 12 Jahren, das vom Genfer Gericht für 30 Tage in Untersuchungshaft genommen wurde, als rechtmässig
. Nicolas Queloz, Professor für Strafrecht an der Universität Freiburg, kritisierte diesen Entscheid da dabei "die Jugendgerichtsbarkeit ignoriert und die Rechte des Kindes verletzt"
 wird. 
· Welche Massnahmen wird die Schweiz ergreifen, um diese Lücke im Strafverfahren für Minderjährige zu schließen?

� � HYPERLINK "https://www.admin.ch/opc/de/classified-compilation/20020232/index.html" \l "a85" ��Art. 85 Abs. 7 AuG�.


� Der Anteil der Erwerbsfähigen, die einer Erwerbsarbeit nachgehen beträgt unter Personen mit Status einer vorläufigen Aufnahme nur 40%. Die Sozialhilfequote beträgt 30 bis 35 Prozent. Vgl. dazu Bericht des Bundesrates, Vorläufige Aufnahme und Schutzbedürftigkeit: Analyse und Handlungsoptionen, 2016, S. 11.


� Motion 18.3002. SPK-S. Punktuelle Anpassungen des Status der vorläufigen Aufnahme.


Motion 17.3270. SPK-N. Ersatz des Status der vorläufigen Aufnahme. 


� Siehe dazu Kapitel 9.8 „Jugendstrafrechtspflege“.


� Z.B. kennt Grossbritannien ein entsprechendes Verfahren (Child Rights Impact Assessment).


� Beispielsweise zeigen die Resultate des dritten Zyklus der UBS-Optimus Studie deutliche regionale Unterschiede in der Erfassung von Kindeswohlgefährdungen auf: UBS Optimus Foundation, � HYPERLINK "http://www.optimusstudy.org/" ��Kindeswohlgefährdungen in der Schweiz. Formen, Hilfen, fachliche und politische Implikationen�, 2018. 


� Das Parlament verwarf im 2016 zwei Vorstösse die auf eine besser Koordination der Kinder- und Jugendpolitik abzielten� HYPERLINK "http://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20070402" ��: Parl. Initiative  07.402 „Verfassungsgrundlage für ein Bundesgesetz über die Kinder- und Jugendförderung sowie über den Kinder- und Jugendschutz�“; � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20150423" ��Parl. Initiative 15.423 „Unterstützung von Kindern und Jugendlichen“� 


� BSV (2015): � HYPERLINK "http://www.netzwerk-kinderrechte.ch/fileadmin/nks/aktuelles/ngo-bericht-UN-ausschuss/Akteurslandschaft_Umsetzung_KRK.pdf" ��Empfehlung des Ausschusses für die Rechte des Kindes der UNO vom Februar 2016 – Zuständigkeiten und Kontaktorgane.� 


� Vgl. dazu: Antwort des Bundesrates vom 12.03.2018 auf die Frage 18.5141 «Umsetzung der Kinderrechtskonvention. Uno-Empfehlungen an die Schweiz». 


� Gemäss eines � HYPERLINK "http://www.sodk.ch/fachbereiche/kinder-und-jugend/uebereinkommen-ueber-die-rechte-des-kindes/" ��Entscheids der Konferenz der Sekretäre der interkantonalen Konferenzen (KoSeKo)� ist die SODK für die Koordination der Umsetzung der Konvention und der Schlussbemerkungen des Kinderrechtsausschusses in den Kantonen verantwortlich, (26.07.2018). 


� Parl. Initiative 17.412 � HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20170412." ��«Chancengerechtigkeit vor dem Kindergartenalter».� 


� UBS Optimus-Studie, � HYPERLINK "http://www.optimusstudy.org/fileadmin/user_upload/documents/2018/PDFs/Booklet_Study_CH_III_DE.pdf" ��Kindeswohlgefährdung in der Schweiz. Formen, Hilfen, fachliche und politische Implikationen�, 2018. 


� Eine im Auftrag der Fondation Sarah Oberson erstellten Studie zeigt, dass in den Jahren 2014 bis 2016 allein im Kanton Wallis 16 unbegleitete minderjährige Asylsuchende verschwunden sind. Schweizweit verschwanden gemäss Angaben des Staatssekretariats für Migration allein im Jahr 2016 400 minderjährige Asylsuchende. Vgl.  Yannick Frossard et Samuel Morard (2017), � HYPERLINK "http://www.sarahoberson.org/images/upload/FuguesValais/2017ugues_en_sol_valaisan-rossard__orard_-.pdf" \t "_blank" �Fugues en sol valaisan : phénomène mineur ?�, mandaté par la Fondation Sarah Oberson, Travail de Bachelor pour l’obtention du diplôme Bachelor of Arts HES·SO en travail social Haute École de Travail Social − HES·SO//Valais – Wallis. 


� Stefanie Rinaldi (2018), Challenges for Human Rights Education in Swiss Secondary Schools from a Teacher Perspective. Prospects: Quarterly Review of Comparative Education, 47(1-2) S. 87-100.


� Bericht über die Schweizer Strategie zur Umsetzung der UNO-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte. � HYPERLINK "https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/46597.pdf" ��Bericht des Bundesrates in Erfüllung des Postulates 12.3503�, 9. Dezember 2016.


� In einem Bericht vom Januar 2017 zur Verantwortung von Unternehmen bei der Bekämpfung von Kinderarbeit hält der Bundesrat fest, dass er multinationale Unternehmen mit Sitz in der Schweiz in der Verantwortung sieht, gegen Kinderarbeit vorzugehen, er jedoch auch hier auf unverbindliche Empfehlungen und Sensibilisierungsmassnahmen setzt. Vgl. dazu: Postulat 15.3010 der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats «� HYPERLINK "https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20153010" ��Bericht über die das Engagement des Bundes gegen Kinderarbeit»�.


� Vgl. dazu: � HYPERLINK "https://konzern-initiative.ch/" �https://konzern-initiative.ch/�. 


� Fachstelle für Rassismusbekämpfung, Rassistische Diskriminierung in der Schweiz 2016, vom 10. Oktober 2017. 


� Schweizerische Koordinationsstelle für Bildungsforschung SKBF, Bildungsbericht Schweiz 2018. 


� Fachstelle für Rassismusbekämpfung, Rassistische Diskriminierung in der Schweiz 2016, vom 10. Oktober 2017. 
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